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ZIELLOSES SPAREN 
Bei der Bundesversammlung der Bun-
deszahnärztekammer sparte die da-
malige Bundesgesundheitsministerin 
Nina Warken nicht mit Lob über die 
Präventionserfolge der Zahnmedizin. 
Doch positive Auswirkungen hatte das 
leider nicht: Nur ein halbes Jahr später 
verabschiedete der Deutsche Bundes-
tag das Beitragssatzstabilisierungsge-
setz, das unter anderem eine Rückkehr 
zur strikten Budgetierung beinhaltet.

Niemand zweifelt daran, dass Reformen 
vor dem Hintergrund einer anwach-
senden strukturellen Deckungslücke 
zwischen Einnahmen und Ausgaben 
notwendig sind. Die Zahnärzte in 
Deutschland haben aber ihren Spar-
beitrag längst geleistet. Die Politik ist 
offensichtlich jedoch nicht bereit, die 
großen Erfolge in unserem Bereich, 
die sowohl durch eine stetig verbes-
serte Mundgesundheit als auch durch 
stabile Ausgaben gekennzeichnet 
sind, angemessen zu berücksichtigen.

Es ist ein Offenbarungseid dieser 
Koalition, dass sie nicht bereit ist, Aus- 
gaben im Bereich der Gesundheitsver- 
sorgung, die durch Grundsicherungs-
geldempfänger entstehen, vollständig 
aus dem Staatshaushalt zu finanzieren. 
Sie spart lieber das Geld bei denjeni-
gen ein, die jeden Tag unter Volllast 
und mit großem Einsatz die Versor-
gung in den Praxen sicherstellen.

Eine Reformempfehlung der Finanz-
kommission aus dem März 2026 titelt: 
„Begrenzung von potenzieller Über- 
und Fehlversorgung in der kieferor-
thopädischen Versorgung“. Darin wird 
die Behauptung aufgestellt, dass in 
der kieferorthopädischen Versorgung 
strukturelle und qualitative Defizite 
bestünden, auch weil Steuerung und 
Qualitätssicherung nicht hinreichend 
wissenschaftlich gesichert seien. Die 
dazu genannten Quellen sind aller-
dings nicht dazu geeignet, diese Be-
hauptung zu untermauern.

Die im Regierungsentwurf geplan-
ten Regelungen hätten dramatische 
Auswirkungen auf die kieferortho-
pädische Versorgung gehabt. Im nun 
vom Bundestag beschlossenen Ge-
setz wurde der Fachzahnarztvorbehalt 
für die Kieferorthopädie grundsätzlich 
beibehalten, aber vor allem mit Blick 
auf die Ausgestaltung von Übergangs-
regelungen und die Einräumung von 
Handlungsspielräumen für die Selbst-
verwaltung deutlich modifiziert. Den-
noch bleiben die langfristigen Auswir-
kungen abzuwarten.

Die im Gesetz vorgesehene Zusam-
menfassung von Leistungen zu Leis-
tungskomplexen mit einer einheitli-
chen Punktzahl und damit Vergütung, 
unabhängig von Schwierigkeit und 
Dauer der kieferorthopädischen Be-
handlung, muss dagegen bereits jetzt 
als völlig verfehlt bezeichnet werden. 
Das aktuelle System führt nachweis-
lich weder zu einer Über- noch zu einer 
Unterversorgung. Insofern läuft auch 
das Ziel der Regierungskoalition, 
„Fehlanreize“ bei der kieferorthopä-
dischen Versorgung zu vermeiden, ins 
Leere. Mit der näheren Ausgestaltung 
macht es sich der Gesetzgeber leicht 
und überträgt diese an die Selbstver-
waltung.

Passend dazu wird der Gemeinsame 
Bundesauschuss (G-BA) mit einer viel 
zu kurzen Frist beauftragt, die gesam-
te KFO-Richtlinie zu überprüfen sowie 
eine Indikations- und Kontraindikati-
onsliste für Röntgen zu erstellen.

Der Gesetzgeber vergisst immer wie-
der, dass das Gesundheitswesen auf 
dem großen Einsatz seiner Leistungs-
träger basiert. Unsere freiberuflich 
und selbstständig geführten Praxen 
sind ein wesentlicher Bestandteil der 
ambulanten Versorgung. Wer glaubt, 
dass man diesen Berufsstand endlos 
mit Sparmaßnahmen, bürokratischen 
Lasten oder Einschränkungen der 

Handlungsfreiheiten konfrontieren 
kann, verkennt die wahren Auswir-
kungen!

Wenn die Stärkung der Eigenverant-
wortung, das Schaffen von Gesund-
heitsbewusstsein und der Ausbau 
präventiver Leistungsangebote immer 
nur ein politisches Lippenbekenntnis 
bleiben, dann wird man schon bald 
wieder neue Sparmaßnahmen diktie-
ren müssen.

Die Zahnärzteschaft ist das Parade-
beispiel für eine funktionierende und 
hoch effiziente Versorgung! Gerade 
die Präventionsorientierung, die die 
zahnärztliche Versorgung auszeich-
net, wird durch das nun beschlossene 
Sparpaket allerdings massiv gefähr-
det. Mit Carsten Linnemann haben wir 
nun schon wieder einen neuen Bun-
desgesundheitsminister und erneut 
die Hoffnung, dass diese Erkenntnis 
sich auch im BMG durchsetzt.

// Dr. Nils Borchers  
Vorsitzender der Vertreter- 
versammlung der KZV S-H
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SCHLECHTE AUSSICHTEN 
FÜR DIE PATIENTENVERSORGUNG
Bis zuletzt war offen, ob das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz (GKV-
BStabG) tatsächlich noch vor der Sommerpause verabschiedet werden könnte. 
Die damalige Bundesgesundheitsministerin Nina Warken hatte die Einhaltung 
ihres Zeitplans für unabdingbar gehalten, um Beitragssatzerhöhungen für die 
GKV-Versicherten auszuschließen. Das Tauziehen um das Gesetz ging für Warken 
am Ende gut aus: Bundestag und Bundesrat verabschiedeten das GKV-BStabG 
an ihrem jeweils letzten Sitzungstag direkt vor der Sommerpause.

Das Plenum des Bundestags stimm-
te am 10. Juli der zwei Tage zuvor im 
Gesundheitsausschuss geänderten 
Fassung in zweiter und dritter Lesung 
mehrheitlich zu. Am Tag zuvor hatte 
das Bundesverfassungsgericht noch 
zwei Eilanträge der Abgeordneten Ja-
nosch Damen (Grüne) und Ates Gürpi-
nar (Linke) abgelehnt, die angesichts 
der vielen kurzfristigen Änderungen 
eine Verschiebung der Abstimmung 
zum Ziel gehabt hatten. 

Ebenfalls am 10. Juli ließ auch der 
Bundesrat das Gesetz letztendlich 
passieren. Damit es dort vor der Som-
merpause überhaupt noch auf die Ta-
gesordnung kommen konnte, kam der 
Bundesrat kurz vor seiner Sitzung der 
Bitte des Bundestags um Fristverkür-
zung für die Beratungen nach – diese 
Zustimmung war zunächst fraglich 
gewesen. Basis für das Einverständ-
nis der Länderkammer war eine bis 
zuletzt verhandelte Protokollerklä-
rung der Bundesregierung zu den 
politisch strittigen Punkten Kranken-
hausversorgung und Pharma. Zuge-
sagt wurden finanzielle Entlastungen 
für die Krankenhäuser, Bürokratieab-
bau und Ausnahmen beim geplanten 
erhöhten Herstellerabschlag für die 
Pharmaindustrie. Wie die für die Kran-
kenhäuser zugesagten Mittel in Höhe 
von insgesamt 550 Millionen Euro fi-
nanziert werden sollen, ist unklar. Die 
Bundesregierung schreibt dazu ledig-
lich: „Die Kosten für diese Zuschläge 
werden innerhalb des Systems der 
gesetzlichen Krankenversicherung 
gehoben.“

Bremen, Hamburg, Niedersachsen, 
Mecklenburg-Vorpommern, das Saar-
land und Sachsen-Anhalt hatten im 
Verlauf der Sitzung zudem für die An-
rufung des Vermittlungsausschusses 
plädiert; dies fand jedoch keine Mehr-
heit. Zustimmungspflichtig war das 
Gesetz im Bundesrat ohnehin nicht, 
die Länder hätten das Verfahren allen-
falls verzögern können.

G E S E T Z  G E F Ä H R D E T 
P R Ä V E N T I O N S O R I E N T I E R T E 
B E H A N D L U N G S K O N Z E P T E

„Der Grundsatz, die Ausgaben in 
allen Bereichen an die Entwicklung 
der Einnahmen zu koppeln, ist für die 
Stabilität einer der wichtigsten Säulen 
unseres Sozialstaats von entschei-
dender Bedeutung“, kommentierte 
Warken den Bundestagsbeschluss. 
Erwartungsgemäß hat sich an den 
Plänen zur Umsetzung einer „einnah-
menorientierten Ausgabenpolitik“ 
im vertragsärztlichen und ver-
tragszahnärztlichen Bereich 
nichts geändert. Es bleibt 
dabei, dass sowohl die 
zwischen den Kassen- 
(zahn)ärztlichen Ver-
einigungen und den 
Krankenkassen verein- 
barten Gesamtver- 
gütungen als auch 
die Punktwer- 
te für (zahn)
ä r z t l i c h e 
L e i s t u n - 
gen künf-
tig maxi- 

mal in Höhe der Grundlohnrate stei-
gen dürfen. Von der Begrenzung 
ausgenommen sind zahnärztliche 
Vorsorgeleistungen für Kinder und Ju-
gendliche, die Zuschläge für das Auf-
suchen von Pflegebedürftigen und 
Menschen mit Behinderungen sowie 
Parodontitisbehandlungen bei Pfle-
gebedürftigen. Bis 2029 soll auf die 
Grundlohnrate zudem ein Abschlag 
von einem Prozentpunkt erfolgen (s. 
auch Zahnärzteblatt Mai 2026, S. 4 ff.).

„Die Basis für die zukünftige Begren-
zung der Ausgaben ist das hohe Ni-
veau, das durch starke Ausgabenstei-
gerungen der letzten Jahre erreicht 
wurde. Kurzum: Wir kürzen nicht über 
das gesamte System hinweg, sondern 
begrenzen die Anstiege der Zukunft 
auf die Entwicklungen der Gesamt-
wirtschaft“, erklärt Warken. Das sei 
„ein verantwortungsvoller Umgang 
mit den Beitragsgeldern der Versi-
cherten“, befindet sie.

Für die Kassenzahnärztliche Bundes-
vereinigung (KZBV) steht jedoch fest: 
Das GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz geht zulasten der Versicherten 
und auf Kosten der Mundgesundheit 
in Deutschland. Die KZBV kritisiert vor 
allem, dass die Politik den „zwingend  

notwendigen differenzierten Blick“ 
auf die unterschiedlichen Ver- 

sorgungsbereiche ignorie-
re. So seien die Besonder-
heiten der zahnärztlichen 
Versorgung und ihre Prä-
ventionserfolge nicht be- 

Das GKV-Beitragssatzstabili- 
sierungsgesetz setzte 

Nina Warken noch 
durch; inzwischen 
wechselte sie ins 
Bundeskanzler- 
amt. Neuer Bundes- 
gesundheitsminis-
ter ist Dr. Carsten 
Linnemann. 
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rücksichtigt worden. Die beschlosse-
nen Vergütungsregelungen gefähr-
deten insbesondere präventionsorien-
tierte Behandlungskonzepte wie die 
Parodontitistherapie und den weite-
ren Ausbau von Leistungen für vulne-
rable Patientengruppen. „Den Zahn-
arztpraxen ist es künftig nicht mehr 
möglich, die Versorgung für diese 
Patientinnen und Patienten bedarfs-
gerecht umzusetzen“, warnt die KZBV.

Negative Auswirkungen habe das Ge-
setz außerdem auch auf die flächen-
deckende Patientenversorgung. Auf-
grund fehlender Planungssicherheit 
würden Vorbehalte gegenüber einer 
Niederlassung in eigener Praxis ge-
stärkt; gleichzeitig könnten sich viele 
ältere Zahnärztinnen und Zahnärzte 
entschließen, ihren Beruf früher als 
geplant aufzugeben. Versorgungs-
engpässe vor allem in ländlichen Re-
gionen seien dann nicht mehr auszu-
schließen.

Ü B E R A R B E I T U N G E N  I M 
B E R E I C H  K I E F E R O R T H O PÄ D I E

Positiv bewertete es die KZBV, dass 
die Politik offenbar erkannt habe, 
„welche dramatischen Auswirkungen 
ein Fachzahnarztvorbehalt im Bereich 
Kieferorthopädie gehabt hätte.“ Über 
den im Regierungsentwurf vorgese-
henen Fachzahnarztvorbehalt hinaus 
erhalten die KZBV und der Spitzen-
verband Bund der Krankenkassen 
nun den Auftrag festzulegen, unter 
welchen weiteren Voraussetzungen 
es künftig möglich sein soll, kieferor-
thopädische Leistungen zu Lasten der 
gesetzlichen Krankenversicherung 
zu erbringen. Die Bundesmantelver-
tragspartner sollen dabei prüfen, wel-
che Qualifikationen als gleichwertig 
mit dem Fachzahnarzt anzusehen sind. 
Außerdem sollen sie festlegen, unter 
welchen Voraussetzungen eine prak-
tische Erfahrung in der kieferortho-
pädischen Behandlung ausreichend 
ist. Trotz dieser Handlungsspielräume, 
die der Selbstverwaltung gewährt 
werden, bleibe abzuwarten, wie sich 
die kieferorthopädische Versorgung 

unter den neuen Bedingungen ent-
wickeln werde, schreibt die KZBV in 
einer Pressemitteilung.

Dauerhaften Bestandsschutz erhalten 
Zahnärztinnen und Zahnärzte, die vor 
Inkrafttreten des Gesetzes einen Mas-
ter of Science (M. Sc.) in Kieferortho-
pädie erworben oder die Ausbildung 
begonnen haben.

Die Übergangsregelung wird zudem 
ausgeweitet. Bisher war lediglich vor-
gesehen, dass kieferorthopädische 
Behandlungen, die vor Inkrafttreten 
des Gesetzes von einem Vertrags-
zahnarzt oder einer Vertragszahn-
ärztin ohne Fachzahnarztausbildung 
begonnen wurden, von dieser Zahn-
ärztin/diesem Zahnarzt noch abge-
schlossen und mit der GKV abgerech-
net werden dürfen. Nun gilt das für 
Behandlungen, die bis zu vier Jahre 
nach Inkrafttreten des Gesetzes be-
gonnen wurden. 

Als „völlig verfehlt“ bezeichnet die 
KZBV dagegen die Einführung von 
Leistungskomplexen und Pauschal-
vergütungen für die kieferorthopädi-
sche Versorgung. Ziel der Umstellung 
von Einzelleistungs- auf Pauschalver-
gütung ist es laut Regierungsentwurf, 
„Fehlanreize“ zu vermeiden. Die noch 
im Kabinettsentwurf enthaltene Op-
tion zur Differenzierung der vorgese-
henen Leistungskomplexe wurde ge-
strichen: Eine Unterscheidung nach 
Schweregraden könne erneut Fehl-
anreize schaffen, heißt es zur Begrün-
dung. Wie die KZBV erläutert, führt 
das aktuell etablierte System aber 
„nachweislich“ weder zu einer Über- 
noch zu einer Unterversorgung. Laut 
der Sechsten Deutschen Mundge-
sundheitsstudie sei der kieferorthopä-
dische Behandlungsbedarf vielmehr 
seit Langem stabil geblieben. 

Um dem „Risiko von Qualitätseinbu-
ßen“ zu begegnen, wird als Auftrag 
an KZBV und GKV-Spitzverband ein 
„Qualitätssicherungsverfahren“ neu 
in das Gesetz eingeführt. Neu ist au-
ßerdem auch eine Evaluationsklausel 

in Form eines gemeinsamen Berichts 
von KZBV und GKV-Spitzenverband 
spätestens vier Jahre nach Einführung 
der Leistungskomplexe.

A B S E N K U N G  D E R 
B E F U N D B E Z O G E N E N 
F E S T Z U S C H Ü S S E

Auch nach dem Beschluss des Deut-
schen Bundestags bleibt es bei der 
Rückführung der befundbezogenen 
Festzuschüsse für die Regelversor-
gung mit Zahnersatz auf das bis 2019 
geltende Niveau. Lediglich die bishe-
rige „Corona-Sonderregelung“, nach 
der das Versäumen der zahnärztlichen 
Vorsorgeuntersuchung im Jahr 2020 

Die Bundesregierung verordnet dem 
Gesundheitswesen mit dem GKV-Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetz eine ein-
nahmenorientierte Ausgabenpolitik 



6 Z A HN Ä R Z TEBL AT T 07/08 |  2026

K A SSENZ AHNÄR Z TLICHE VEREINIGUNG

unschädlich für die Bonus-Regelun-
gen beim Festzuschuss für Zahnersatz 
ist, soll entgegen dem Regierungs-
entwurf weiter Bestand haben. Wie 
in der Beschlussempfehlung nachzu-
lesen ist, handele es sich dabei um 
die „Korrektur eines redaktionellen 
Versehens“.

Die Vergütung der Erst- und der Fol-
gebefüllung der elektronischen Pa-
tientenakte wurde wie im Kabinetts-
entwurf geplant gestrichen.

Erhalten bleiben auch die Regelungen 
zur Vergütung von Führungskräften 
und zu den Vorstandsvergütungen. 
Hier wurde lediglich konkretisiert, in 
welcher Höhe die nur alle sechs Jah-
re möglichen Vergütungserhöhungen 
erfolgen dürfen. Zulässig ist dies maxi-
mal in Höhe des Mittelwerts der durch-
schnittlichen Veränderungsraten seit 
Beginn der vorherigen Amtsperiode. 

B E I T R A G  D E S  B U N D E S 
W E I T E R H I N  N I C H T 
K O S T E N D E C K E N D

Im Vergleich zum Kabinettsentwurf 
wird sich der Bund in höherem Um-
fang an den GKV-Beiträgen für Grund- 
sicherungsgeldempfänger beteiligen. 
Ab dem Jahr 2027 werden die gezahl-
ten Beiträge um rund 750 Millionen 
Euro zusätzlich angehoben – im Ka-
binettsentwurf waren 250 Millionen 
Euro vorgesehen. Damit zahlt der Bund 
im Jahr 2027 nun rund eine Milliarde 
Euro zusätzlich. In den Folgejahren 
erhöht sich das vom Bund getragene 
Beitragsaufkommen dann um die im 
Kabinettentwurf vorgesehenen Schrit-
te: Im Jahr 2028 steigt es um weite-
re 250 Millionen Euro, in den Jahren 
2029 bis 2031 beträgt der Anstieg 
jeweils rund 500 Millionen Euro. Im 
Vergleich zum Jahr 2026 werden ab 
2031 jährlich also zusätzlich rund 2,75 
Milliarden Euro gezahlt. Die Summe ist 
allerdings immer noch weit entfernt 
von den tatsächlichen Kosten der GKV 
für Grundsicherungsgeldempfänger: 
Die GKV-FinanzKommission hatte sie 
auf rund 12 Milliarden Euro beziffert. 

Hinzu kommt, dass der Bundeszu-
schuss zum Gesundheitsfonds, der 
sich derzeit auf 14,5 Milliarden Euro 
beläuft, sinken wird: Im Jahr 2027 wird 
er sich auf 13,15 Milliarden Euro, ab 
dem Jahr 2028 dann jährlich auf 12,95 
Milliarden Euro belaufen. Die noch im 
Regierungsentwurf vorgesehene Ab-
senkung um zwei Milliarden Euro mit 
der Begründung „Haushaltskonsolidie-
rung“ hatte zu erheblichen Protesten 
aus der Ärzte- und Zahnärzteschaft, 
von Krankenkassen, Sozialverbänden 
und der Opposition geführt.

ZUCK ERS T EUER SOLL KOMMEN

Dass die Reduzierung des Bundeszu-
schusses nun etwas geringer ausfällt 
als im Regierungsentwurf geplant, ist 
auf den „infolge der Erhebung einer 
Lenkungssteuer auf zuckergesüßte 
Getränke“ entstehenden finanziellen 
Spielraum zurückzuführen. Dabei geht 
die Bundesregierung davon aus, dass 
das Steueraufkommen bei zuckerhalti-
gen Getränken im Jahr 2027 650 Mil-
lionen Euro beträgt und „infolge von 
Rezepturanpassungen der Erzeuger“ 
ab 2028 auf 450 Millionen Euro sinkt. 
Ursprünglich war eine Übergangsfrist 
bis 2028 angedacht gewesen, um Ge-
tränkeherstellern Zeit für Rezeptan-
passungen zu geben. 

Einen Gesetzentwurf für eine Steuer 
auf zuckergesüßte Getränke gibt es 
bisher offiziell allerdings nicht. Die 
Ankündigung deutet aber darauf hin, 
dass dies noch in diesem Jahr auf den 
Weg gebracht werden soll. Wie das 
„Deutsche Ärzteblatt“ auf Nachfrage 
erfuhr, arbeite das Bundesgesund-
heitsministerium in Zusammenarbeit 
mit dem Bundesfinanzministerium 
„mit Hochdruck“ daran. Bundesfinanz-

minister Lars Klingbeil sei jedoch 
skeptisch sowohl bezüglich des Starts 
der Steuer zum 1. Januar 2027 als auch 
bezüglich der Höhe der tatsächlich zu 
erwartenden Steuereinnahmen. 

Zunächst müsse man konkretisieren, 
wie man von der ursprünglich ange-
dachten Gestaltung als Abgabe zu 
einer Steuer komme, zitiert das „Ärz-
teblatt“ Klingbeil. Grund für den Wan-
del sind laut einem Bericht der „Welt“ 
verfassungsrechtliche Bedenken: Bei 
einer Abgabe auf zuckergesüßte Ge-
tränke hätte es sich um einer Sonder-
abgabe gehandelt, die rechtlich gese-
hen jenen zugutekommen müsste, bei 
denen sie erhoben wurde – in diesem 
Fall also den Herstellern selbst. Die 
Zuckersteuer wäre dagegen eine Ver-
brauchersteuer, von deren Einnahmen 
aller Versicherten profitierten. 

I N K R A F T T R E T E N

Das GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz ist nach Unterzeichnung durch 
den Bundespräsidenten und der Ver-
öffentlichung im Bundesgesetzblatt 
am 30. Juli in Kraft getreten. Der Groß-
teil der im Gesetz enthaltenen Rege-
lungen gilt nach der Verkündigung. Ab 
diesem Zeitpunkt läuft auch die sechs-
monatige Frist für KZBV und GKV-Spit-
zenverband zur Ausgestaltung der 
Qualifikations- und Erfahrungsanfor-
derungen in der Kieferorthopädie. 
Die Vergütungsbegrenzungen gelten 
überwiegend ab dem 1. Januar 2027, 
ebenso die Absenkung der Fest-
zuschüsse und der Wegfall der Ver-
gütung für die Befüllung der ePA (s. 
auch Sonderrundschreiben der KZV 
S-H vom 23. Juli 2026).

// Kirsten Behrendt

G K V - B E I T R A G S S A T Z S T A B I L I S I E R U N G S G E S E T Z  V E R A B S C H I E D E T
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EPA-AUS 
FÜR ÄLTERE SMARTPHONES
Gesetzlich Krankenversicherte, die ein älteres Smartphone-Modell besitzen, 
können seit dem 1. Juli unter Umständen nicht mehr auf die App ihrer Kranken-
kasse – und damit auch nicht auf die elektronische Patientenakte und das E-Re-
zept – zugreifen. Betroffen sind Geräte mit den Betriebssystemen Android 13, 
iOS 17 oder noch älteren Versionen. Grund dafür ist eine Technische Richtlinie 
des Bundesamts für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI). Sie besagt, dass 
Geräte, die keine Sicherheitsupdates vom Hersteller mehr erhalten, nicht für 
Anwendungen im Gesundheitswesen genutzt werden sollen.

Nachdem Google den Support für das 
Betriebssystem Android 13 eingestellt 
hat, bestätigten die Techniker Kran-
kenkasse, der AOK Bundesverband 
und die Barmer auf Anfrage der „Apo-
theken Umschau“ bereits im April, 
dass ihre Versicherten ab dem 1. Juli 
für alle Dienste, die auf die Telematik-
infrastruktur zugreifen, Smartphones 
mit mindestens Android 14 oder iOS 
18 benötigen. Nutzerinnen und Nut-
zer seien in den entsprechenden Apps 
darüber informiert worden. 

Wie viele Versicherte betroffen sind, 
ist nicht bekannt. Offizielle Zahlen für 
die Verbreitung der Android-Version 13 
– oder noch älterer Betriebssysteme – 
liegen nicht vor; Schätzungen gehen 
für Android 13 in Deutschland von ca. 
11,5 Prozent aus. Einen Grund dafür, 
dass noch viele ältere Geräte im Um-
lauf sind, sieht die „Apotheken Um-
schau“ darin, dass Geräte bis Mitte 
letzten Jahres vielfach nur für zwei 
Jahre Updates erhielten. Erst seit Juni 
2025 verpflichtet eine EU-Verordnung 
die Hersteller, Smartphones und Ta-
blets für mindestens fünf Jahre nach 
Verkaufsende mit Updates zu versor-
gen.

Apple-Geräte gelten nur noch mit Be-
triebssystemen ab iOS 18 als sicher. 
Ein offizielles Support-Ende für ältere 
Versionen wurde hier zwar nicht ver-
kündet, sie erhalten aber vom Herstel-
ler offenbar allenfalls noch sporadisch 
Updates und erfüllen damit die BSI-
Vorgabe nicht.

Beim Krankenkassen-IT-Dienstleis-
ter Bitmarck, bei dem die meisten 
Betriebskrankenkassen und die DAK 
Kunden sind, laufen die Apps unter 
Android 13 beziehungsweise iOS 17 
nach Informationen von „heise online“ 
noch bis Ende 2026.

U N B E Q U E M E  L Ö S U N G E N 
F Ü R  B E S I T Z E R  Ä LT E R E R 
S M A R T P H O N E S

Besitzer älterer Smartphones, die nicht 
umsteigen möchten, müssen künftig 
auf unbequemere Alternativen zurück-
greifen, um ihre ePA einzusehen. Mög-
lich ist dies über den Desktop-Client. 
Dafür ist allerdings ein Kartenlesege-
rät zum Auslesen der elektronischen 
Gesundheitskarte notwendig. Auch 
in den Ombudsstellen der Kranken-
kassen lässt sich die ePA verwalten. 
Zudem können zuvor festgelegte Ver-
treter auf die ePA zugreifen – voraus-
gesetzt, deren Smartphone ist aktuell. 

Betroffen von der Sicherheitsvorgabe 
des BSI ist auch die E-Rezept-App der 

gematik. Derzeit funktioniert sie noch 
mit Android ab Version 9 und iOS ab 
Version 17. Laut einer – etwas versteck-
ten – Information auf einer Internet-
seite der gematik ist aber auch hier 
ab September mindestens Android 14 
erforderlich. 

„ Z U G A N G  D A R F  N I C H T  A M 
E N D G E R ÄT  S C H E I T E R N “

Der Verbraucherzentrale Bundesver-
band kritisiert, dass der Zugang zur 
ePA „nicht von der technischen Aus-
stattung oder dem Geldbeutel“ ab-
hängen dürfe. Zwar stellt er die stren-
gen Sicherheitsanforderungen nicht 
in Frage: „Gesundheitsdaten sind 
hochsensibel. Strenge Sicherheitsvor-
gaben sind daher richtig“, urteilt Lucas 
Auer, Gesundheitsexperte beim Ver-
braucherzentrale Bundesverband. Es 
dürfe aber nicht passieren, „dass Ver-
sicherte dadurch den Zugang zu ihrer 
ePA verlieren“, befindet er. „Ohne Zu-
griffsmöglichkeiten können sie weder 
eigenständig ihre Daten einsehen 
noch steuern, wer darauf zugreift.“

Aus Sicht des Verbandes sollten die 
Krankenkassen Betroffene „transpa-
rent informieren“ und beim Wechsel 
auf alternative Zugänge unterstützen. 
Hier gebe es noch Nachholbedarf. 
Vom Gesetzgeber fordert Auer, „zü-
gig“ Wege zu schaffen, damit Versi-
cherte unabhängig von privaten End-
geräten auf ihre ePA zugreifen können. 
Als mögliche Lösungen schlägt er as-
sistierte Angebote in Apotheken oder 
spezielle Gesundheitsterminals vor. 
Auf europäischer Ebene müssten zu-
dem „verbindliche, ausreichend lange 
Support-Zeiträume für Geräte“ festge-
legt werden, um Kosten für Verbrau-
cherinnen und Verbraucher sowie „un-
nötigen Elektroschrott“ zu vermeiden. 

// Kirsten Behrendt

S I C H E R H E I T S V O R G A B E  D E S  B S I
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DEMONSTRATIVE EINIGKEIT
Die Vertreterversammlung der Kassen- 
zahnärztlichen Bundesvereinigung 
(KZBV) am 10. und 11. Juni in Köln 
stand ganz unter dem Eindruck des 
GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetzes. Im Vorfeld der 1. Lesung 
im Bundestag und der Bundesrats-
sitzung am 12. Juni, bei der das Ge-
setz ebenfalls auf der Tagesordnung 
stand, positionierte sich die VV zu den 
Sparplänen der Bundesregierung. 
Thematisiert wurden überdies auch 
weitere Gesetzesvorhaben wie das 
„Gesetz für Daten und digitale Inno-
vation im Gesundheitswesen“. 

Kurz vor der VV waren neue Berech-
nungen des Bundesgesundheitsmi-
nisteriums bekannt geworden, nach 
denen das Defizit der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) im Jahr 
2027 um 3,5 Milliarden Euro höher 
ausfallen könnte als bisher angenom-
men: 18,8 statt 15,3 Milliarden Euro. 
Grundlage dafür waren vorläufige 
Meldungen der Krankenkassenver-
bände zum I. Quartal 2026. Klar war 
damit bereits zu diesem Zeitpunkt, 
dass das im Gesetzentwurf vorgese-
hene – im Vergleich zum Kabinetts-
entwurf ohnehin schon reduzierte – 
Sparvolumen von 16,3 Milliarden Euro 
vermutlich nicht ausreichen würde, 
um die Beitragssätze der GKV stabil 
zu halten. 

Inzwischen liegen die vorläufigen 
Daten zur Finanzentwicklung der 
GKV im I. Quartal 2026 offiziell vor. 
Sie belegen, dass die Ausgaben mit 
7,6 Prozent deutlich stärker als die 
Beitragseinnahmen gestiegen sind 
(rund 4,1 Prozent, ohne Zusatzbeiträ-
ge). Das „Entlastungsvolumen“ des 
GKV-Beitragssatzstabilisierungsge-
setzes müsse um weitere 2,5 Milliar-
den Euro erhöht werden, konstatierte 
die damalige Bundesgesundheits-
ministerin Nina Warken anlässlich 
der Veröffentlichung der Zahlen. An 
welcher Stelle die weiteren Milliarden 

eingespart werden sollen, blieb in der 
politischen Debatte zunächst unklar. 
Die Hoffnung der Zahnärzteschaft auf 
Änderungen am Kabinettsentwurf er-
hielt durch die aktuellen Zahlen aller-
dings einen erheblichen Dämpfer.

„ Z I E L L O S  S PA R E N “

In einem eindringlichen Vortrag 
schilderte der Vorstandsvorsitzende 
der KZBV Martin Hendges die Spar-
pläne der Bundesregierung sowie 
deren Auswirkungen auf die vertrags-
zahnärztliche Versorgung und die 
Mundgesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland. Der Entwurf zum GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz 
sehe „Maßnahmen für unseren Be-
reich vor, die weder eine Würdigung 
unserer großen Erfolge widerspiegeln 
noch in irgendeiner Weise mit validen 
Daten zu rechtfertigen sind“, stellte er 
ernüchtert fest. Im Fokus steht für ihn 
dabei vor allem die strikte Grundlohn-
summenanbindung von Punktwerten 
und Gesamtvergütungen. Bis 2029 
soll auf die Grundlohnrate zudem ein 
Abschlag von einem Prozent erfolgen.

Bereits aufgrund des GKV-Finanz-
stabilisierungsgesetzes hat te es 
in den Jahren 2023 und 2024 eine 
strikte Budgetierung zahnärztlicher 
Leistungen gegeben, die bis heute 

nachwirkt. „Unerträglich“ findet es der 
KZBV-Vorstandsvorsitzende, dass die 
Folgen dieses Gesetzes für die Zahn-
ärzteschaft weder von der Finanz-
Kommission noch vom Gesetzgeber 
berücksichtigt wurden: „Spätestens“ 
hier werde deutlich, dass es scheinbar 
nicht darum gehe, „Volkskrankheiten“ 
– wie etwa Parodontitis – angemessen 
zu bekämpfen, sondern vielmehr da-
rum, „ziellos zu sparen.“ Für die mit 
dem GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz geplante Wiedereinführung 
der strikten Budgetierung wäre eine 
Expertenkommission jedenfalls nicht 
notwendig gewesen, urteilte Hendges. 

„Wenn die Politik die Auffassung ver-
tritt, mit den Einnahmen der GKV auch 
die Ausgaben abdecken zu können, 
ohne dabei Morbiditätsentwicklun-
gen, Leistungsansprüche und Bedarf 
einzubeziehen, wird sie scheitern“, 
prognostizierte er. Der Zahnärzte-
schaft würden durch das Gesetz zu-
dem auch Gestaltungsspielräume 
genommen, um – wie in der Vergan-
genheit – neue Versorgungskonzepte 
zu entwickeln: Hendges erinnerte in 
diesem Zusammenhang an die PAR-
Behandlungsstrecke und die Versor-
gung vulnerabler Patientengruppen.

Auf scharfe Kritik stieß bei Hendges 
die mangelnde Bereitschaft der Re-
gierungskoalition, Gesundheitsausga-
ben für Grundsicherungsempfänger 
aus dem Staatshaushalt zu finanzieren: 
„Da sammelt sie lieber das Geld bei 
denjenigen ein, die jeden Tag unter 
Volllast und mit großem Einsatz die 
Versorgung sicherstellen“, ärgerte er 
sich. Zum Hintergrund: Die Finanz-
Kommission hatte festgestellt, dass 
die Aufwendungen des Bundes für die 
GKV-Beiträge von Grundsicherungs-
empfängerinnen und -empfängern 
um rund 12 Milliarden Euro unterfi-
nanziert sind. Kurz vor dem Kabinetts-
beschluss hatte die Regierungskoali-
tion sich zwar darauf geeinigt, sich im  

V E R T R E T E R V E R S A M M L U N G  D E R  K Z B V

Martin Hendges: Zahnärzteschaft als 
„Paradebeispiel für eine funktionierende 
Versogung“
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Jahr 2027 mit zusätzlich 250 Millionen 
Euro an diesen Kosten zu beteiligen. 
Bis 2031 sollte die Summe sukzessive 
auf zwei Milliarden Euro ansteigen. 
Gleichzeitig sollte jedoch der Bundes-
zuschuss zur GKV für versicherungs-
fremde Leistungen dauerhaft um 
zwei Milliarden Euro gekürzt werden 
– Hendges entlarvte dies als „Taschen-
spieltrick“. Inzwischen wurden diese 
Beträge noch einmal angepasst, rei-
chen aber nach wie vor nicht, um die 
Kosten der GKV für Grundsicherungs-
empfänger zu finanzieren (s. Seite 4 ff.).

Die Zahnärzteschaft „ist und bleibt 
das Paradebeispiel für eine funktio-
nierende und hoch effiziente Versor-
gung“, schloss Hendges. Die konse-
quente Präventionsausrichtung habe  
sich bewährt, hob er hervor. Vor allem 
mit Blick auf den für den Herbst erwar-
teten zweiten Bericht der GKV-Finanz-
Kommission werde sich die Zahnärz-
teschaft weiter dafür einsetzen, dass 
Prävention als „wesentliche Säule von 
Strukturreformen“ definiert werde. Für 
den zahnärztlichen Bereich müsse die 
Parodontitistherapie gesetzlich als 
Präventionsleistung etabliert werden. 
Ziel müsse es sein, Parodontitis „der 
Prävalenz angemessen“ behandeln zu 
können. Bisher scheitere dies an der 
Finanzierung – obwohl die Zahnärzte-
schaft nachgewiesen habe, dass diese 
„Investition“ sich lohne: Hohe Folge-
kosten könnten durch eine frühzeitige 
Behandlung verhindert werden – nicht 
nur im zahnärztlichen, sondern auch 
im ärztlichen Bereich.

„ A U F R E G E R  N U M M E R  1 “ : 
F A C H Z A H N A R Z T V O R B E H A LT

„Aufreger Nummer 1“ war für Hend-
ges der im Gesetzentwurf enthaltene 
Fachzahnarztvorbehalt für die Kie-
ferorthopädie. Und auch für die üb-
rigen in diesem Bereich geplanten 
Maßnahmen kann er kein Verständnis 
aufbringen: Vorgesehen ist überdies 
eine Veränderung der Vergütungs-
systematik in Richtung Pauschalen 
und Komplexgebühren. Ferner soll 
der Gemeinsame Bundesausschuss 

beauftragt werden, eine Indikations- 
und Kontraindikationsliste für Rönt-
genaufnahmen im Zusammenhang 
mit kieferorthopädischen Leistungen 
zu erstellen – „mit einer viel zu kurzen 
Frist“, wie Hendges kritisierte. 

Für die im Gesetzentwurf aufgestell-
te Behauptung, durch Zahnärzte ohne 
„Facharztweiterbildung in der Kiefer-
orthopädie“ würden zusätzliche Kos-
ten „durch potenziell vermehrt nicht 
sach- und bedarfsgerecht erbrachte 
Behandlungen“ verursacht, gebe es 
keine Evidenz, unterstrich er. Durch 
die Regelung werde „mutwillig“ die 
flächendeckende und wohnortnahe 
Versorgung in der Kieferorthopädie 
gefährdet, zahnärztliche Existenzen 
würden aufs Spiel gesetzt – „und dann 
wird noch in etablierte Vergütungs-
strukturen eingegriffen, ohne nur 
ansatzweise zu wissen, wie komplex 
diese sind.“ 

In aller Deutlichkeit appellierte Hendges 
an die Einheit des Berufsstandes: Das 
Thema „Fachzahnarztvorbehalt“ zei-
ge, „wie gefährlich es ist, wenn plötz-
lich Partikularinteressen in den Vor-
dergrund gerückt werden und unser 
eigentliches Ziel, unsere Approbation 
hochzuhalten und es nicht zuzulassen, 
die Erbringung vertragszahnärztlicher 
Leistungen von Qualifikationsvorbe-
halten abhängig zu machen, zum Ne-

benkriegsschauplatz avanciert“, ver-
deutlichte er. Zugleich verwies er auf 
die damit verbundene Gefahr, dass 
„als nächstes weitere Leistungsberei-
che der Zahnmedizin mit Qualifika-
tionsvorbehalten überzogen werden“.

Rückendeckung kam vom Bundes-
vorsitzendes des Freien Verbands 
Deutscher Zahnärzte (FVDZ) Dr. Chris-
tian Öttl und von der Präsidentin der 
Bundeszahnärztekammer Dr. Romy 
Ermler. Laut einem im Auftrag der 
Bundeszahnärztekammer durch den 
Medizinrechtler Prof. Dr. Christian Bur-
holt LL.M. erstellten Gutachten gibt 
es für den Fachzahnarztvorbehalt im 
Übrigen auch erhebliche verfassungs-
rechtliche Bedenken. Demnach stellt 
er einen unverhältnismäßigen Eingriff 
in die verfassungsrechtlich geschützte 
Berufsfreiheit (Art. 12 GG) dar. Mit der 
Approbation erwürben Zahnmedizi-
ner die vollumfängliche Behandlungs-
kompetenz für den gesamten Zahn-, 
Mund- und Kieferbereich. Diese dür-
fe ihnen nicht nachträglich willkürlich 
entzogen werden.

„ F O R T S C H R I T T E  I N  D E R 
D I G I TA L I S I E R U N G  G I B T  E S 
N I C H T  Z U M  N U L LTA R I F “

Der stellvertretende KZBV-Vorstands-
vorsitzende Dr. Karl-Georg Pochham-
mer analysierte das von der Bundesre-

V E R T R E T E R V E R S A M M L U N G  D E R  K Z B V

Die schleswig-holsteinische Delegation: Die Delegierten der KZBV-VV Dr. Michael Diercks 
(Vorstandsvorsitzender der KZV S-H), Peter Oleownik (1. stellvertretender Vorstandsvor-
sitzender) und Harald Schrader (Mitglied der Vertreterversammlung der KZV S-H) sowie 
Dr. Nils Borchers (in beratender Funktion als Vorsitzender der VV der KZV S-H) und die 
2. stellvertretende Vorstandsvorsitzende Dr. Christiane Hennig (von rechts)
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gierung geplante „Gesetz für digitale 
Innovationen im Gesundheitswesen“ 
(GeDIG). Die KZBV begrüße, dass die 
gematik künftig mehr Durchgriffs-
rechte gegenüber Herstellern und 
Anbietern erhalten soll: „Das kann 
helfen, die TI verlässlicher und stabi-
ler zu machen“, hoffte Pochhammer. 

„Überraschend“ sei aber, wie „frei-
zügig“ künftig mit Gesundheitsdaten 
umgegangen werden dürfe: Vorge-
sehen sei, den Krankenkassen einen 
„umfangreichen Zugriff“ auf Daten der 
elektronischen Patientenakte und aus 
„anderen Quellen“ zu gewähren. Auf 
dieser Grundlage sollten sie den Ver-
sicherten „Empfehlungen“ geben kön-
nen. „Das sind systemfremde Ideen“, 
befand Pochhammer, der diese Pläne 
für „hochgefährlich“ hält: „Wir brau-
chen keinen Wächter am Eingang, der 
Patientendaten kontrolliert und Pa-
tientenströme lenkt. Die Versorgung 
der Menschen gehört in die Praxen, 
nicht in die Rechenzentren der Kran-
kenkassen“, bekräftigte er. 

„Fehlgeleitet“ sei auch die Vorstel-
lung, die Kosten der Digitalisierung 
könnten allein von den Praxen getra-
gen werden. „Wer die Digitalisierung 
des Gesundheitswesens voranbringen 
möchte, muss investieren“, machte 
er geltend. Digitalisierung sei „kei-
ne Privatsache der Praxen“, sondern 
eine „staatliche Zukunftsaufgabe“. Am 
Beispiel der ePA zeigte Pochhammer 
auf, dass Digitalisierung „auf dem Rü-
cken derjenigen“ organisiert werde, 

die „bereits die Versorgung tragen“: 
Das Beitragssatzstabilisierungsge-
setz sieht vor, die Vergütung für die 
Befüllung der ePA zu streichen. Di-
gitalisierung gelinge aber nur „mit 
den Praxen, nicht gegen sie“, mahnte 
Pochhammer. Fortschritte in der Digi-
talisierung gebe es nicht „zum Nullta-
rif“. Gefördert werden müsse, was den 
Praxen „wirklich“ hilft: funktionierende 
Software, offene Schnittstellen und 
gemeinsame Standards sowie Hilfen 
bei der Transformation zur TI 2.0 und 
der Absicherung der Praxen gegen 
Cyberangriffe. 

E L A B Z  W I R D  A U S G E B R E M S T: 
A P P E L L  A N  H A N D W E R K S - 
K A M M E R N

Wie praxistaugliche Digitalisierung 
unter der Regie der Selbstverwaltung 
funktioniert, zeigt das elektronische 
Beantragungs- und Genehmigungs-
verfahren. Möglichst bald soll nun auch 
der Datenaustausch zwischen Dental-
labor und Zahnarztpraxis auf elekt-
ronischem Wege erfolgen (eLABZ). 
Fortschritte in diesem Bereich würden 
aktuell aber von den Handwerkskam-
mern „komplett ausgebremst“, monier-
te die stellvertretende KZBV-Vorstands-
vorsitzende Meike Gorski-Goebel in 
ihrem mündlichen Bericht. Die VV der 
KZBV ergriff daher mit einem entspre-
chenden Antrag und einem Appell an 
die Handwerkskammern die Initiative, 
um das Projekt voranzutreiben.

Um auch künftig in der vertragszahn-
ärztlichen Selbstverwaltung „fachlich 
und verhandlungstechnisch“ gut auf-
gestellt zu sein, habe die KZBV An-
fang 2026 das „Institut für vertrags-
zahnärztliche Selbstverwaltung“ (IvS) 
gegründet, kündigte Gorski-Goebel 
außerdem an. Ziel sei es, „mittel- und 
langfristig“ Nachwuchskräfte für eine 
Aufgabe in der Selbstverwaltung zu 
motivieren. Unter der Leitung des ehe-
maligen KZBV-Vorstandsvorsitzenden 
und jetzigen Ehrenvorsitzenden Dr. 
Wolfgang Eßer werde das Institut im 
Januar 2027 mit ca. 40 Teilnehmerin-
nen und -teilnehmern an den Start 
gehen. Das Programm sehe sieben 
Seminar-Wochenenden vor – zwei in 
Präsenz und fünf Online. Das Institut 
werde von der KZBV getragen; man 
plane jedoch, eng mit den KZVen zu-
sammenzuarbeiten.

V V  F O R D E R T E  KO R R E K T U R E N 
A M  B E I T R A G S S AT Z S TA B I L I -
S I E R U N G S G E S E T Z

Bei der am zweiten Versammlungs-
tag anstehenden Abstimmung eines 
ganzen Pakets von Anträgen zu den-
Berichten des Vorstandes folgten die 
Delegierten Hendges Appell vom Vor-
tag und demonstrierten Geschlossen-
heit: Einstimmig verabschiedeten sie 
eine Resolution und fassten 17 poli-
tische Beschlüsse. Deutlich warnten 
die Delegierten vor den negativen 
Auswirkungen des GKV-Beitragssatz-
stabilisierungsgesetzes für die ver-
tragszahnärztliche Versorgung und 
forderten Korrekturen. Zwar erkenne 
die VV den Reformbedarf im Gesund-
heitswesen an. Das Ziel, weitere Bei-
tragssatzsteigerungen abzuwenden, 
dürfe jedoch nicht „durch einseitig 
belastende und kurzsichtige Maß-
nahmen erkauft werden, welche die 
Erfolge eines hocheffizienten, prä-
ventionsorientierten Versorgungs-
bereichs aufs Spiel setzen“, erklären 
sie in ihrer Resolution. 

Der Umsetzung einer „einnahmen-
orientierten Ausgabenpolitik“ und da-
mit der Wiedereinführung der strikten 

V E R T R E T E R V E R S A M M L U N G  D E R  K Z B V

Dr. Karl-Georg Pochhammer: „Freizügiger 
Umgang“ mit Gesundheitsdaten

Meike Gorski-Goebel stellte das neue 
„Institut für vertragszahnärztliche Selbst-
verwaltung“ vor
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Budgetierung erteilten sie eine klare 
Absage. Zur Begründung führten sie 
an, dass die Budgetierung „fatale 
Folgen für Prävention und vulnerable 
Gruppen“ habe. Überdies werde die 
Weiterentwicklung moderner ver-
tragszahnärztlicher Versorgungskon-
zepte blockiert. 

Auch die Handlungsspielräume der 
Selbstverwaltung würden „massiv“ 
ausgehöhlt; die Vertragsverhandlun-
gen zwischen Kassenzahnärztlichen 
Vereinigungen und den Krankassen 
würden „faktisch zur Makulatur“. Hinzu 
komme, dass die Kostenentwicklun-
gen der Praxen – wie etwa steigende 
Personalkosten – nun nicht mehr ange-
messen berücksichtigt werden könn-
ten. Dadurch erschwere das Gesetz 
die Gewinnung von Fachpersonal und 
mache die Niederlassung unattrakti-
ver. „Letzten Endes“ werde damit die 
Versorgung aufs Spiel gesetzt. 

Hinzu komme, dass die Vertragszahn-
ärzteschaft bereits durch die „fortwir-
kenden Effekte“ der Regelungen des 
GKV-Finanzstabilisierungsgesetzes 
„einen erheblichen und dauerhaften 
Sparbeitrag“ leiste. Vor diesem Hin-
tergrund seien die geplanten Maß-
nahmen „in keiner Weise sachlich ge-
rechtfertigt und in ihrer Wirkung völlig 
unverhältnismäßig“. 

Zudem wandte sich die VV gegen den 
vorgesehenen Fachzahnarztvorbehalt 
in der Kieferorthopädie, der massive 
Versorgungseinschnitte für Kinder 
und Jugendliche bedeuten würde. 
Zugleich kritisierten die Delegierten 
die mangelnde Kommunikation des 
Bundesgesundheitsministeriums und 
der FinanzKommission mit der KZBV 
im Vorwege. Die Zahnmedizin sei in 
Deutschland – im Gegensatz zur Hu-
manmedizin – als „einheitlicher Heil-
beruf“ ausgestaltet, erläuterten sie. 

Darüber hinaus müsse auch die ge-
plante Einführung einer Pauschal-
vergütung aus dem Gesetzentwurf 
gestrichen werden. Das aktuell eta-
blierte System führe weder zu einer 

Über- noch zu einer Unterversorgung; 
die Abrechnungsdaten bestätigten 
eine langfristig „relativ konstante Inan-
spruchnahme“. Ein pauschales Vergü-
tungssystem würde eine differenzierte 
Steuerung der Versorgung gefährden, 
legten die VV-Mitglieder dar.

Auch weitere staatliche Eingriffe in 
die Kompetenzen und Gestaltungs-
spielräume der Selbstverwaltung 
lehnte die VV ab. Das betraf insbeson-
dere die Vorgaben für Vergütungen 
von Führungskräften und Vorständen 
von KZBV und KZVen. Die Personal- 
und Haushaltshoheit gehöre zum 
Kernbereich der Selbstverwaltung 
und dürfe nicht ohne „tragfähige sach-
liche Rechtfertigung“ eingeschränkt 
werden, heißt es in der Begründung 
zum entsprechenden Beschluss. Oh-
nehin könne das Ziel des Gesetzent-
wurfs – die Stabilisierung der GKV-
Beitragssätze – durch diese Regelung 
nicht erreicht werden: Die Personal- 
und Verwaltungskosten der KZBV und 
der KZVen würden nicht aus Beitrags-
mitteln der gesetzlichen Krankenver-
sicherung bezahlt. 

Ohne eine „konsequente Stärkung“ 
der Prävention sei die „nachhaltige Sta-
bilisierung“ der GKV nicht erreichbar 
– auch in diesem Punkt waren sich die 
Delegierten mit dem KZBV-Vorstands-
vorsitzenden einig. Im zahnärztlichen 
Bereich müsse die Parodontitisbe-
handlung gesetzlich als Vorsorge- und 
Früherkennungsmaßnahme verankert 
werden: Investitionen in Prävention 

seien kein Kostenfaktor, „sondern der 
Schlüssel zu einer nachhaltigen Stabi-
lisierung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung und zu einer hochwertigen 
Versorgung der Patientinnen und Pa-
tienten“, betonten sie. 

Überdies drangen die Delegierten 
darauf, die GKV von den Kosten für 
versicherungsfremde Leistungen zu 
entlasten. Diese würden weiterhin 
auf die Beitragszahler abgewälzt, „die 
dann auch noch die mit dem Gesetz 
einhergehende Verschlechterung der 
Versorgung hinnehmen müssen.“ 

Einstimmig wandte sich die VV zu-
dem gegen die geplante Streichung 
der Vergütung für die Befüllung der 
elektronischen Patientenakte: Die 
„Information, Aufbereitung und Do-
kumentation von ePA-Inhalten“ seien 
zahnärztliche Leistungen, die über 
„rein technische Prozesse“ hinaus-
gingen und daher vergütet werden 
müssten. In einem weiteren Beschluss 
forderten die Delegierten, die ePA so 
zu entwickeln, dass sie auch für die 
vertragszahnärztliche Versorgung 
einen „echten Mehrwert“ bietet. Bis-
her sei die Akte eine „Loseblattsamm-
lung“ von unstrukturierten PDF-Datei-
en, „die im Versorgungsalltag das 
Wiederauffinden von Informationen 
zu einem zeitfressenden Bürokratie-
monster“ mache.

Zum wiederholten Mal forderten die 
Delegierten Bürokratieabbau im Ge-
sundheitswesen ein. In diesem Zusam-

V E R T R E T E R V E R S A M M L U N G  D E R  K Z B V

Einstimmig verabschiedeten die Delegierten der KZBV-VV eine Resolution und 17 poli-
tische Beschlüsse 
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menhang erinnerten sie an den von 
KZBV und Bundeszahnärztekammer 
im März 2026 aktualisierten Maß-
nahmenkatalog mit Vorschlägen zum 
Bürokratieabbau im zahnärztlichen 
Bereich.

Eine weitere altbekannte Forderung 
betraf die gesetzliche Begrenzung 
investorengetragener Medizinischer 
Versorgungszentren (iMVZs). „Seit 
Jahren“ wiesen wissenschaftliche 
Gutachten, Stellungnahmen der Län-
der und Analysen der KZBV auf die 
mit iMVZs verbundenen Risiken hin, 
bemerkten die Delegierten: „Es dro-
hen strukturelle Fehlentwicklungen, 
die sich negativ auf die Versorgungs-
sicherheit, die regionale Verteilung 
von Versorgungsangeboten und die 
Unabhängigkeit zahnärztlicher Ent-
scheidungen auswirken.“ Nun erwar-
tet die VV für den vertragszahnärzt-
lichen Bereich endlich sowohl eine 
fachliche als auch eine räumliche 
Gründungsbeschränkung von MVZs 
in Trägerschaft von Krankenhäusern, 
um gezielte Umgehungsstrategien 
beim Markteintritt zu unterbinden. 
„Transparenzvorgaben“ allein reichten 

nicht aus, konstatierten die Delegier-
ten vorsorglich. 

Die geplante Ausweitung der Da-
tenverarbeitungsbefugnis für Kran-
ken- und Pflegekassen lehnten die 
VV-Mitglieder geschlossen ab: „Nur 
approbierte (Zahn)Ärzte können ge-
sicherte medizinische Diagnosen 
stellen und Therapieempfehlungen 
geben“, stellten sie klar.

Die im Referentenentwurf des „Ge-
setzes für Daten und digitale Inno-
vationen im Gesundheitswesen“ ge-
plante Kompetenzerweiterung der 
gematik bei der Gewährleistung der 
Betriebsstabilität der TI begrüßte die 
Vertreterversammlung der KZBV aus-
drücklich. Grenzen seien jedoch dort 
zu wahren, wo die Selbstverwaltungs-
kompetenz beginnt. 

D R .  C H R I S T I A N E  H E N N I N G  I N 
D E N  S AT Z U N G S A U S S C H U S S 
G E W Ä H LT

Die VV entschied außerdem, dass 
das Zahnärzte-Praxis-Panel (ZäPP) 
über das Jahr 2027 hinaus für zu-

nächst drei weitere Erhebungswellen 
weitergeführt werden soll. Entspre-
chend beauftragten die Delegierten 
den Vorstand der KZBV damit, die 
Durchführung für die Betriebsjahre 
2025 bis 2028 sicherzustellen. Das 
ZäPP liefere wichtige Informationen 
über die wirtschaftliche Situation der 
Zahnarztpraxen und schaffe eine ver-
lässliche Datengrundlage für Vergü-
tungsverhandlungen von KZBV und 
Kassenzahnärztlichen Vereinigungen, 
beschrieben die Delegierten die Vor-
teile des Panels.

Zudem standen in dieser Sitzung der 
VV Nachwahlen für den Haushalts-, 
den Kassenprüfungs- und den Sat-
zungsausschuss an. Zum neuen Mit-
glied des Satzungsausschusses wurde 
unter anderem die 2. stellvertretende 
Vorstandsvorsitzende der KZV Schles-
wig-Holstein Dr. Christiane Hennig ge-
wählt. Hennig, die sowohl ein Zahn-
medizin- als auch ein Jurastudium 
absolviert hat, wird den Ausschuss 
ab sofort mit ihren Kenntnissen aus 
beiden Bereichen unterstützen. 

// Kirsten Behrendt

V E R T R E T E R V E R S A M M L U N G  D E R  K Z B V

BESCHLÜSSE DER VV DER KZBV VOM 10. UND 11. JUNI 2026 

•	 Resolution: Reformpläne dürfen die vertragszahnärzt-
liche Versorgung nicht gefährden

•	 „Einnahmenorientierte Ausgabenpolitik“ im vertrags-
zahnärztlichen Bereich stoppen – Patientenversorgung 
nicht durch strikte Budgetierung gefährden

•	 Kurzsichtige Sparpolitik der Bundesregierung gefähr-
det Sicherstellung der flächendeckenden und wohnort-
nahem Versorgung – besonders für Kieferorthopädie

•	 Massive Versorgungseinschnitte für Kinder und Ju-
gendliche verhindern – Faktisches Berufsverbot für 
kieferorthopädisch tätige Zahnärztinnen und Zahn-
ärzte stoppen

•	 Eingriffe in die kieferorthopädische Versorgung stoppen

•	 Politische Pläne für weitere staatliche Eingriffe und Aus-
höhlung der Selbstverwaltung stoppen

•	 Gesetzliche Eingriffe in die Vergütungsregelungen für 
Führungskräfte und Vorstände von KZBV und KZVen 
unterbinden – Personelle und fachliche Aushöhlung der 
Expertise der Selbstverwaltung verhindern
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•	 Prävention als Schlüssel für stabiles und nachhaltiges 
Gesundheitssystem – präventionsorientierte Parodon-
titistherapie gesetzlich als Vorsorge- und Früherken-
nungsuntersuchung verankern

•	 Das Befüllen der ePA muss weiterhin vergütet werden

•	 Rechtssicherheit und Haftung in der TI 2.0

•	 Mit dem Elektronischen Datenaustausch zwischen Den-
tallabor und Zahnarztpraxis (eLABZ) die nächste Stufe 
sinnstiftender Digitalisierung zünden

•	 Notfallversorgungs-Reformgesetz: Verzicht auf zusätz-
liche Pflicht zur Information über Barrierefreiheit und 
Sprechstundenzeiten der vertragszahnärztlichen Praxen 
und Kooperationspflicht der KZVen mit Krankenhäusern

•	 Bürokratie im Gesundheitswesen endlich abbauen – 
Maßnahmenkatalog der Zahnärzteschaft umsetzen und 
Praxen spürbar entlasten

•	 iMVZ wirksam begrenzen – gesetzgeberische Maßnah-
men jetzt umsetzen und investorengetriebene Fehlent-
wicklung stoppen

•	 Elektronische Patientenakte nach § 342 SGB V endlich 
versorgungstauglich umsetzen

•	 Ablehnung der Ausweitung der Datenverarbeitungs-
befugnis und Streichung der Regelung für Kranken- 
und Pflegekassen nach § 25b und § 284 Abs. 1 Nr. 25 
SGB V-E

•	 Interoperabilitätspflicht muss verhältnismäßig und 
Sanktionierung muss adressatengerecht sein 

•	 Ausweitung der Befugnisse der gematik muss Grenzen 
haben

•	 Fortführung ZäPP

Alle Beschlüsse einschließlich der Begründungen  
können hier nachgelesen werden:

FAST JEDER ZWEITE 
HAT GEWÜNSCHTE ARZNEIMITTEL 
NICHT ERHALTEN
Die Sorgen der Deutschen um das 
Gesundheitssystem nehmen zu. Das 
zeigt eine im Juni veröffentlichte 
Umfrage des Meinungsforschungs-
instituts Civey im Auftrag von Pharma 
Deutschland.

Fast drei Viertel der Befragten (72,7 
Prozent) gaben an, kein oder wenig 
Vertrauen in die aktuellen politischen 
Maßnahmen zu haben, wenn es um 
die Versorgung mit Arzneimitteln in 
Deutschland geht. Knapp 40 Prozent 
der Befragten befürchten, dass eine 
verlässliche Bereitstellung aktuell 
nicht sichergestellt ist. Als Warnsig-

nal bezeichnet Pharma Deutschland 
auch die Umfrageergebnisse zur Ver-
fügbarkeit von Arzneimitteln in den 
Apotheken: Fast jeder zweite Befragte 
(47,1 Prozent) gab an, im letzten hal-
ben Jahr nicht die gewünschten Me-
dikamente in der Apotheke erhalten 
zu haben.

Auch die medizinische Versorgung 
selbst gibt laut Umfrage Anlass zur 
Sorge: 42,6 Prozent der Befragten 
nennen die hausärztliche Versorgung 
in ihrer unmittelbaren Wohnumge- 
bung als drängendes Problem. Die 
psychische Gesundheitsversorgung 

wird von 35,7 Prozent als kritisch be-
wertet, gefolgt von der fachärztlichen 
Versorgung (33,8 Prozent) und der 
Krankenhausversorgung (29,5 Prozent).

// PM Pharma Deutschland/Red.

U M F R A G E

https://www.kzbv.de/politik/vertreterversammlung/beschluesse-der-8-vertreterversammlung-koeln-2026
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„ZAHNARZTPRAXIS
IM ZAHLENMEER“
Zahnärztinnen und Zahnärzte küm-
mern sich nicht nur um die Mund-
gesundheit ihrer Patientinnen und 
Patienten – gleichzeitig müssen sie 
sich auch mit Betriebswirtschaft und 
Unternehmensführung auskennen. 
Die Kassenzahnärztliche Vereinigung 
Schleswig-Holstein widmete ihr stan-
despolitisches Forum im Rahmen der 
Sylter Woche in diesem Jahr daher ei-
nem betriebswirtschaftlichen Thema 
– und stieß damit auf reges Interesse. 

Wie steht es um die wirtschaftliche 
Situation der Zahnarztpraxen in 
Deutschland? „Lohnt“ sich eine Exis-
tenzgründung? Finden Zahnärztinnen 
und Zahnärzte, die ihre Praxis abge-
ben möchten, eine Nachfolgerin bzw. 
einen Nachfolger? Und falls nicht: 
Sind die angebotenen Praxen zu teu-
er, oder machen sie zu wenig Gewinn? 
Mit diesen Fragen eröffnete Dr. Micha-
el Diercks, Vorstandsvorsitzender der 
KZV S-H, die Veranstaltung. 

Antworten lieferten Leona Nedder-
meyer, Direktorin der apoBank-Filiale 
Lübeck, und Ronny-Oliver Bednarek, 
Direktor des Bereichs „Standesorga-
nisation Region Nord“ der apoBank, 
in ihrem Vortrag „Zahnarztpraxis im 
Zahlenmeer: Analyse, Controlling, Po-
tenziale – von der Existenzgründung 
bis zum Ruhestand“. Dabei stützten 
sie sich vor allem auf Daten, die die 
apoBank aus ihren regelmäßigen Exis-
tenzgründungs- und Situationsana-
lysen gewonnen hat. Die aktuellsten 
Zahlen stammen aus dem Jahr 2024 
und wurden im Herbst 2025 veröffent-
licht (s. auch Zahnärzteblatt 11/2025, 
S. 10 f.).

Die wesentlichen Erkenntnisse aus 
diesen Analysen fassten die beiden 
Referenten für die Zuhörerinnen und 
Zuhörer zusammen: Die Übernahme 
einer Einzelpraxis bleibe – wie auch 

in den Jahren zuvor – die erste Wahl: 
67 Prozent der Existenzgründerinnen 
und -gründer hätten sich 2024 dafür 
entschieden. Die Einzelpraxis sei also 
kein „Auslaufmodell“. Neugründun-
gen fänden dagegen nur selten statt. 
Die meisten Existenzgründungen er-
folgten im Alter zwischen 30 und 39 
Jahren – wobei sich Zahnärztinnen im 
Schnitt zwei Jahre später niederließen 
als ihre männlichen Kollegen. 

Bednarek beschrieb zudem den Ein-
fluss des demographischen Wandels 
auf das Existenzgründungsgesche-
hen: Zwar bleibe die Zahl der Exis-
tenzgründungen konstant. Seit Jah-
ren übersteige jedoch die Zahl der 
aus der Versorgung ausgeschiedenen 
Zahnärztinnen und Zahnärzte die Zahl 
der Existenzgründungen „deutlich“. 
Das belegten Daten aus dem Jahr-
buch 2025 der Kassenzahnärztlichen 
Bundesvereinigung: Demnach stan-
den im Jahr 2022 bundesweit 1.328 

„Brutto-Zugänge“ 2.395 „Abgängen“ 
gegenüber, 2023 betrug die Differenz 
-1.193, -998 waren es 2024.

Bei „kleineren Praxen“ mit „nur zwei 
Zimmern“ sei es schwieriger, einen 
Nachfolger zu finden, ergänzte Ned-
dermeyer: „Der Trend geht – trotz Ein-
zelpraxis – zu größeren Strukturen.“ 
Auch unter diesem Gesichtspunkt riet 
sie daher dazu, die Praxis frühzeitig 
„zukunftssicher“ aufzustellen und „un-
genutzte Potenziale zu heben“.

N I E D E R L A S S U N G 
L O H N T  S I C H !

Der Großteil der Praxen befinde sich in 
einem „wirtschaftlich guten Bereich“, 
berichteten Neddermeyer und Bed-
narek: Mehr als die Hälfte der Praxen 
habe 2024 einen Überschuss von über 
200.000 Euro erzielt (Einzelpraxen und 
Berufsausübungsgemeinschaften mit 
zwei bis fünf Gesellschaftern, Werte 
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Die beiden apo-Bank-Referenten Leona Neddermeyer (2. von links) und Ronny-Oliver 
Bednarek (Mitte) mit dem Vorstand der KZV Schleswig-Holstein: Dr. Michael Diercks,  
Dr. Christiane Hennig und Peter Oleownik (von links) 
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je Inhaber). Aber: Knapp 50 Prozent 
lägen auch unter dem durchschnitt-
lichen Überschuss. 

Bedenken von Existenzgründerinnen
und -gründern aufgrund hoher „An-
laufkosten“ und Investitionen ver-
suchten die beiden Referenten zu 
zerstreuen: „Die Selbstständigkeit 
rentiert sich schon nach sehr kurzer 
Zeit“, stellten sie mit Verweis auf die 
ihnen vorliegenden Zahlen fest. Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte, die sich zwi-
schen 2021 und 2023 niedergelassen 
hätten, hätten bereits im Jahr 2024 
im Schnitt 89 Prozent des Praxisüber-
schusses etablierter Praxen erreicht. 
„Fast immer“ seien schon im zweiten 
Jahr die Planzahlen, die die apoBank 
gemeinsam mit den Existenzgründern 
erarbeitet hatte, erreicht oder sogar 
überschritten worden. „Verwerfun-
gen“ seien „Ausnahmesituationen“, 
die selten in der Praxis selber begrün-
det lägen. Dennoch sei „natürlich“ die 
Kostenstruktur in der Anfangszeit hö-
her – Stichworte: Personal und Miete. 

Ü B E R N A H M E P R E I S E

Der Kaufpreis für eine Einzelpraxis 
habe 2024 im Schnitt bei 226.000 
Euro gelegen, zeigte Bednarek auf. 
Insgesamt habe es jedoch eine brei-
te Streuung gegeben. Die Mehrheit 
der Existenzgründer habe „unterhalb 
des Durchschnitts investiert“. Rund 
ein Viertel hätten um 100.000 Euro 
ausgegeben, aber auch Kaufpreise 
von mehr 300.000 Euro seien bezahlt 
worden: „Dazwischen spielt sich die 
Wahrheit ab“, sagte Bednarek. Der 
durchschnittliche Kaufpreis sei ein 
Orientierungswert, aber: Sowohl 
günstige als auch hochpreisige Pra-
xen blieben im Fokus. Die Situation 
– auch bei der Frage „Was ist meine 
Praxis eigentlich wert“ – müsse immer 
individuell betrachtet werden.

Für die Übernahme einer Einzelpraxis 
seien zuzüglich zum Übernahmepreis 
durchschnittlich 165.000 Euro an In-
vestitionskosten und 59.000 Euro an 
Betriebsmitteln angefallen, fuhr Bed-

narek fort. Die höchsten Praxisinvesti-
tionen hätten im Jahr 2024 die „Einzel-
praxis-Neugründer“ getätigt – diese 
seien aber selten.

P R A X I S P O T E N Z I A L A N A LY S E 
A L S  T O O L  Z U R  O P T I M I E R U N G

Im Anschluss stellte Neddermeyer die 
„Praxispotenzialanalyse“ als Bestand-
teil der „Optimierungsberatung“ vor. 
Dabei würden „alle wichtigen Erfolgs-
faktoren“ unter betriebswirtschaft-
lichen Gesichtspunkten beleuchtet. 
Dazu gehörten zum Beispiel Praxis-
organisation, Teamführung, Patien-
tenkommunikation, Patientenstruk-
tur, Terminmanagement sowie die 
Auslastung der Räumlichkeiten und 
des Prophylaxe-Angebots. Die Praxis-
daten könnten zudem aufzeigen, wel-
che Möglichkeiten der Praxisstandort 
bietet und wie die eigene Praxis im 
Vergleich zu ähnlichen Praxen ab-
schneidet. Das „Umsatzpotenzial“ 
gebe Aufschluss darüber, welcher 
Behandlungsbereich der umsatz-
stärkste ist und wie mit dem eigenen 
Praxisstamm „mehr“ erwirtschaftet 
werden kann. Das „Raumpotenzial“ 
offenbare, ob die Räumlichkeiten 
effizient genutzt werden und ob die 
Praxis eventuell vergrößert werden 
muss, um „mehr umzusetzen“. Das 
„Teampotenzial“ beantworte die Fra-
ge, ob die aktuelle Personalstruktur 
„zu den Umsätzen passt“, ob unge-
nutzte Potenziale bestehen oder ob 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
überlastet sind und mehr Personal 
notwendig ist. Im Zuge dessen wer-
de außerdem die Teamproduktivität 
berechnet und ins Verhältnis mit dem 
bundesweiten Durchschnitt gesetzt. 

Nicht jeder dieser Faktoren sei für 
jede Praxis gleich wichtig, schränk-
te Neddermeyer ein. Auch sei eine 
Praxispotenzialanalyse nicht in jeder 
Praxis notwendig. Sie sei aber bei-
spielsweise auch mit Blick auf die 
Praxisabgabe interessant, gab sie zu 
bedenken: In diesem Fall stelle sich 
etwa die Frage, wie man die Praxis 
aufstellen könne, um später einen 

möglichst guten Verkaufspreis zu er-
zielen.

Nach der Analyse werde ein Maßnah-
menplan unter Berücksichtigung der 
persönlichen Ziele, die kurz-, mittel- 
und langfristig erreicht werden sollen, 
entwickelt. Ein Leitfaden unterstütze 
das Praxiscontrolling. Sinnvoll sei es, 
auch das Team einzubinden, riet Ned-
dermeyer. Bezüglich des Zeitablaufs 
sei im Regelfall mit zwei bis vier Mo-
naten zu rechnen. 

D E M O G R A P H I S C H E R  WA N D E L 
A U C H  I N  S C H L E S W I G -
H O L S T E I N  S P Ü R B A R

„Der Berufsstand als solcher ist ro-
bust“, resümierte der Vorstandsvorsit-
zende der KZV Schleswig-Holstein Dr. 
Michael Diercks angesichts der vorge-
stellten Daten. Die Zahnärzteschaft 
habe die Coronakrise und das GKV-
Finanzstabilisierungsgesetz sowohl 
bundesweit als auch in Schleswig-Hol-
stein „wirtschaftlich verkraftet“ – aller-
dings oft durch „Selbstausbeutung, 
mit noch mehr Arbeit und durch noch 
mehr Engagement.“ 

Aber auch in Schleswig-Holstein sei 
der von Bednarek beschriebene de-
mographische Wandel spürbar: „Es 
gibt mehr Praxen im Markt als Über-
nehmer. Es wird nicht gelingen, dass 
jeder Praxisabgeber einen Nachfol-
ger findet“, konstatierte Diercks. Die 
Zahl der Zulassungen sei in Schles-
wig-Holstein zwar seit circa zehn 
Jahren konstant – doch die Zahl der 
„Verzichte“ sei höher: Jedes Jahr gin-
gen im Bereich der KZV Schleswig-
Holstein rund 25 Praxen „verloren“ – 
sowohl in der Stadt als auch auf dem 
Land. „Wie wir gehört haben, liegen 
die Ursachen nicht darin, dass junge 
Praxen wirtschaftlich nicht erfolgreich 
sind oder dass eine Existenzgründung 
zu teuer ist: Die Ursachen liegen in 
den politischen und bürokratischen 
Rahmenbedingungen, die junge Kol-
leginnen und Kollegen von einer Nie-
derlassung abhalten.“
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In der abschließenden Diskussion 
wurde vor allem deutlich, dass die 
Datenbasis der apoBank nicht aus-
reicht, um die wirtschaftliche Situation 
der Zahnärzteschaft umfassend darzu-
stellen: Wie Neddermeyer erläuterte, 
basieren die Zahlen vor allem auf Da-
ten von Kunden, die „noch eine Finan-
zierung laufen haben.“ Ältere Praxen 
reichten dagegen seltener Zahlen ein. 

Dr. Kai Voss, Vizepräsident der Zahn-
ärztekammer Schleswig-Holstein, be-
klagte zudem, dass die Umsatzzahlen 
in der Statistik der apoBank – wie auch 
beim Statistischen Bundesamt (Desta-

tis) – stets „je Praxisinhaber“ ausgewie-
sen würden. Angestellte Zahnärzte 
würden dabei nicht berücksichtigt. 
Kammervorstandsmitglied Dr. Roland 
Kaden hob noch einmal hervor, dass 
immerhin 60 Prozent der Zahnärzte 
die von den beiden Referenten vor-
gestellten Umsatzzahlen nicht erreich-
ten – dies auch vor dem Hintergrund, 
dass „50 Prozent der Leistungen im 
GOZ-Bereich erwirtschaftet werden.“ 
Stephan Allroggen, Vorstandsvorsit-
zender der KZV Hessen, äußerte sich 
besorgt über die „große Spreizung“ 
bei den Umsätzen und regte an, ge-
sonderte Statistiken für Praxen im 

städtischen und im ländlichen Bereich 
zu erstellen. 

Diercks nutzte die Gelegenheit, um 
auf die Bedeutung des Zahnärzte-Pra-
xis-Panels „ZäPP“ hinzuweisen: „Hier 
werden Zahlen und Daten erhoben, 
die wir für unsere Arbeit insbesondere 
bei Vertragsverhandlungen dringend 
benötigen. Wer dieses Mal noch nicht 
dabei war, sollte beim nächsten Mal 
mitmachen“, warb er für die Teilnah-
me. „Wir brauchen diese Daten!“

// Kirsten Behrendt

AUCH KLEINE PRAXEN SIND 
FÜR ANGREIFER INTERESSANT
Seit dem 2. Januar 2026 gelten für Zahnarztpraxen die Vorgaben der aktuali-
sierten IT-Sicherheits-Richtlinie nach § 390 SGB V (s. Zahnärzteblatt 7/8 2025, 
S. 18 ff). Das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI), das 
die IT-Sicherheitsrichtlinie gemeinsam mit der Kassenzahnärztlichen Bundes-
vereinigung weiterentwickelt hat, stellt auf seiner Website nun Materialien zur 
Verfügung, die Praxen bei der Umsetzung unterstützen sollen. 

Elektronische Patientendaten stehen 
bei Cyberkriminellen hoch im Kurs. 
Dabei geraten nach den Erkenntnis-
sen des BSI nicht nur große Kliniken 
oder Medizinische Versorgungszent-
ren ins Visier, sondern auch kleine und 
mittelgroße Praxen. Mit der weltweit 
zunehmenden Cyberkriminalität stie-
gen auch die Risiken, warnt das BSI. Je 
digitaler die Praxen arbeiteten und je 
mehr Tools und elektronische Geräte 
genutzt würden, desto größer sei die 
Gefahr. Unbefugte Zugriffe, Datenlö-
schung oder die Verschlüsselung gan-
zer IT-Systeme könnten zu erheblichen 
Behandlungsverzögerungen, Identi-
tätsdiebstahl und Vertrauensverlust 
führen. „Der Satz ‚Unsere Praxis ist zu 
klein, um Ziel von Hackern zu werden‘ 
ist leider ein gefährlicher Irrtum“, weiß 
Pascal Jeschke vom Referat für Ge-

sundheits- und Finanzwesen des BSI. 
Es sei wichtig, Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter für typische Angriffsmus-
ter zu sensibilisieren und IT-Sicherheit 
fest im Praxisalltag zu verankern.

Mit einem umfangreichen Informa-
tionsangebot zeigt das BSI auf, wie 
Praxisinhaberinnen und -inhaber ge-
meinsam mit ihren Teams konkrete 
Schritte für mehr IT-Sicherheit unter-
nehmen können. 

Wie sicher ist die Praxis im Alltag tat-
sächlich aufgestellt? Der Selbst-Check 
„IT-Sicherheit in Arzt-, Zahnarzt- und 
Psychotherapiepraxen“ hilft bei einer 
ersten Überprüfung. Der Leitfaden 
„Cybersicher im Praxisalltag“ be-
schreibt typische Alltagssituationen 
wie beispielsweise den Start neuer 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, den 
Einsatz externer Dienstleister oder 
verdächtige E-Mails im Postfach. Er 
sensibilisiert dafür, wo Schutzmaßnah-
men mit überschaubarem Aufwand 
umgesetzt werden können. Ein Um-
setzungsfahrplan führt durch zentrale 
Schritte wie interne IT-Regeln, Perso-
nalprozesse und Schulungen. 

Eine IT-Notfallkarte, die die wichtigs-
ten Schritte bei einem Ausfall der IT-
Systeme oder einem Cyberangriff zu-
sammenfasst, ergänzt das Angebot 
des BSI. 

// BSI/Be

Hier können die Informationen 
eingesehen und zum Teil auch 
heruntergeladen werden:

B S I - M A T E R I A L I E N  Z U R  U M S E T Z U N G  D E R  I T - S I C H E R H E I T S R I C H T L I N I E

https://www.bsi.bund.de/DE/Service-Navi/Presse/Pressemitteilungen/Presse2026/260714_Cyberangriffe_auf_Praxen.html
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AG KZVEN TAGTE 
IN RENDSBURG
Die Quartalssitzung der AG KZVen 
fand am 16. und 17. Juni wieder ein-
mal in Schleswig-Holstein statt. Zu-
letzt war dies im Juni 2024 der Fall 
gewesen. Vorstandsmitglieder der 
KZVen Baden-Württemberg, Hessen, 
Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Rheinland-Pfalz, Westfalen- 
Lippe und Schleswig-Holstein tagten 
dieses Mal in Rendsburg – mit Blick 
auf den Nord-Ostsee-Kanal. 

An zwei arbeitsintensiven Tagen 
tauschten sich die AG-Mitglieder über 
eine Vielzahl standes- und gesund-
heitspolitischer Themen aus. Dazu 
gehörte auch das GKV-Beitragssatz-
stabilisierungsgesetz, das sich zum 
Zeitpunkt der AG-Sitzung im parla-
mentarischen Verfahren befand.

Die Sitzung begann mit einer Nach-
lese der in der Woche zuvor stattge-
fundenen Vertreterversammlung der 
Kassenzahnärztlichen Bundesvereini-
gung (KZBV). Die AG-Mitglieder be-
rieten die Ergebnisse und griffen die 
Beschlüsse zum „Spargesetz“ auf. „Die 
Reformpläne der Bundesregierung 
dürfen die vertragszahnärztliche Ver-
sorgung nicht gefährden“, unterstri-
chen sie nochmals.

Im Bereich Abrechnungswesen ging es 
zum Beispiel um die aufsuchende Be-
treuung von Menschen mit Pflegegrad 
in deren Wohnungen oder in Heimen. 
Außerdem wurde die Bedeutung von 
„Dentomobilen“ bei der aufsuchenden 
Betreuung erörtert. Die anwesenden 
Vorstandsmitglieder diskutierten über-
dies über Empfehlungen zur Abrech-
nung digitaler Abformungen. Zum 
Hintergrund: Viele digitale Abdruck- 
und Herstellungsverfahren sind in den 
Richtlinien nicht geregelt beziehungs-
weise im BEMA nicht vorhanden.

Was muss – und was kann in die elek-
tronische Patientenakte eingetragen 

werden? Darüber besteht in manchen 
Fällen nach wie vor Unsicherheit. Die 
AG KZVen erarbeiteten daher einen Vor-
schlag für eine einheitliche Empfehlung. 

Breiten Raum nahm der Austausch 
über die aktuelle Vertragssituation bei 
den einzelnen AG-KZV-Mitgliedern ein. 
Dabei wurden die Vertragsabschlüsse 
für 2026 analysiert. Darüber hinaus er-
folgte bereits jetzt ein Ausblick auf das 
kommende Vertragsjahr, in dem die 
Wiedereinführung der strikten Budge-
tierung zu erwarten steht. Zur Erinne-
rung: Laut dem GKV-Beitragssatzsta-
bilisierungsgesetz dürfen sowohl die 
zwischen den Kassenzahnärztlichen 
Vereinigungen und den Krankenkas-
sen vereinbarten Gesamtvergütun-
gen als auch die Punktwerte für zahn-
ärztliche Leistungen maximal in Höhe 
der Grundlohnsumme steigen. Von 
der Begrenzung ausgenommen sind 

zahnärztliche Vorsorgeleistungen für 
Kinder und Jugendliche, die Zuschläge 
für das Aufsuchen von Pflegebedürf-
tigen und Menschen mit Behinderun-
gen sowie Parodontitisbehandlungen 
bei Pflegebedürftigen. Bis 2029 soll 
auf die Grundlohnrate zudem ein Ab-
schlag von einem Prozent erfolgen.

Mit Blick auf die Kostenträger bespra-
chen die anwesenden Vorstandsmit-
glieder, welche Art von Regressen in 
den einzelnen KZVen eingehen und 
wie damit jeweils umgegangen wird. 
Hier ging es insbesondere um Wider-
sprüche zur PAR-Abrechnung bezie-
hungsweise zur UPT-Strecke im Zuge 
der PAR-Behandlung.

Die nächste Sitzung der AG KZVen ist 
im September in Münster geplant.

// KZV S-H

A U S T A U S C H  Z U  G E S U N D H E I T S P O L I T I S C H E N  T H E M E N

DIE AG KZVEN 

Die AG KZVen wurde im Jahr 2005 auf Initiative der KZVen Baden-Württem-
berg, Bayerns und Niedersachsen gegründet. Die KZV Schleswig-Holstein 
schloss sich der AG noch im Gründungsjahr an. Im Jahr 2011 folgte die KZV 
Hessen, 2017 die KZV Rheinland-Pfalz, 2018 die KZV Westfalen-Lippe und 
2024 die KZV Mecklenburg-Vorpommern. Im Juni 2026 gab es jedoch auch 
einen Abgang: Mit der KZV Bayerns verabschiedete sich ein Gründungs-
mitglied aus der AG.

Standespolitisch setzt sich die AG KZVen unter anderem für die Stärkung 
der Selbstverwaltung, den Erhalt der Freiberuflichkeit, freie Zahnarztwahl, 
Therapiefreiheit, eine regelmäßige Anhebung der Vergütung für vertrags-
zahnärztliche Leistungen und die systematische Entbürokratisierung der 
zahnärztlichen Berufsausübung ein. 
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PRODUKTIONSEINSTELLUNG 
VON EXTRAORALEN RÖNTGENFILMEN 
Im Juni erreichten uns vermehrt Hin-
weise, dass Filme für analoge OPG 
und FRS-Röntgengeräte nur einge-
schränkt oder gar nicht erhältlich sind. 
Offenbar sind auch die Verstärkerfo-
lien in den Filmkassetten betroffen.

Die Kammer und auch die Bundes-
zahnärztekammer hatte daraufhin 

die Hintergründe recherchiert. Die 
Praxen, die bei der ZSRö solche Ge-
räte angemeldet hatten, wurden kurz-
fristig direkt per Mail informiert.

Wie stellt sich die Lage nun dar? Nach 
den uns vorliegenden Informationen 
hatte die Firma AGFA die Produktion 
entsprechender Filme bereits vor län-
gerer Zeit eingestellt. Von der Firma 
Carestream ist uns nun offiziell bestä-
tigt worden, dass die Produktion von 
OPG- und FRS-Filmen sowie Verstär-
kerfolien eingestellt wurde.

Der Bundesverband des Dentalhan-
dels (BVD) wurde von der plötzlichen 
Produktionseinschränkung genauso 
überrascht, wie die Zahnärzteschaft. 
Der BVD hat man sich nach unseren 
Informationen intensiv aber letztlich 
erfolglos bemüht, dass der Hersteller 
für einen begrenzten Zeitraum die 
Produktion weiter betreibt und die 

Produkte nach Deutschland liefert.

Nach den Recherchen des BVD sind 
in Fernost, Osteuropa und den USA 
noch geringe Ressourcen an analogen 
OPG-Filmen vorhanden, deren Import 
nach Europa aber derzeit wegen der 
EU-Vorschriften und der fehlenden 
MDR-Zertifizierung nicht zulässig ist.  
BZÄK und BVD wollen sich bemühen, 
über die zuständigen Ansprechpart-
ner im BfARM und BMG eine Ausnah-
meregelung zu erreichen, die ein In-
verkehrbringen ermöglichen könnte.

Vereinzelt wird auch über Liefer-
schwierigkeiten bei intraoralen Rönt-
genfilmen berichtet. Diese sind nach 
Auskunft des BVD aber nicht auf eine 
Produktionseinstellung, sondern auf 
Verzögerungen beim Schiffstrans-
port und verstärkte Nachfrage aus 
der Zahnärzteschaft zurückzuführen.

NOTDIENSTRUFNUMMER
ERFOLGREICH ANGELAUFEN!
Seit dem 1. Juli gibt es in Schleswig-Holstein eine landesweite Rufnummer, 
um den zahnärztlichen Notfallbereitschaftsdienst zu erfragen. Unter der Tele-
fonnummer 0431 260926 969 werden über die Eingabe einer Postleitzahl die 
eingeteilten Praxen angesagt. Davon profitierten im Juli an jedem Wochenende 
deutlich über 300 Anruferinnen und Anrufer, die auf diesem Weg Hilfe gesucht 
hatten.

Bitte stellen Sie Ihren Praxisanrufbe-
antworter auf die neue Notdienst-
rufnummer um, da die lokalen Kreis-
Rufnummern zum Ende des Jahres 
abgestellt werden. Derzeit erfolgt 
hier noch eine Rufumleitung. Verwei-
sen Sie auch gerne auf diesem Weg 
auf die Website www.zahnaerztlicher-
notdienst-sh.de. Hier ist die Suche des 

Notfallbereitschaftsdienstes auch 
kreisübergreifend möglich, da sich 
die nächstgelegene Praxis auch im 
Nachbarkreis befinden kann.

Denken Sie bitte daran: Kreisgrenzen 
sind keine Notdienstgrenzen! Patien-
ten dürfen selbst entscheiden, welche 
Praxis sie anrufen!

0431 260926969

http://www.zahnaerztlicher-notdienst-sh.de
http://www.zahnaerztlicher-notdienst-sh.de
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V E R A N S T A L T U N G E N

ZFA-SAMSTAG 2026 – DEIN PRAXIS-UPDATE:
DIGITAL. STARK. MOTIVIERT.
Raus aus dem Praxisalltag, rein in einen Fortbildungstag, der wirklich 
zu Ihnen passt: Der ZFA-Samstag ist speziell für Zahnmedizinische 
Fachangestellte gemacht und verbindet fachlichen Input mit kollegia-
lem Austausch und neuer Motivation.

Freuen Sie sich auf eine Präsenzveranstaltung in Kiel, bei der nicht 
nur aktuelles Wissen im Fokus steht, sondern auch das, was ZFAs im 
Berufsalltag wirklich beschäftigt. Die Inhalte sind wie immer: kompakt, 
relevant und alltagstauglich.

Ob zum Wiedersehen mit Kolleginnen, zum fachlichen Update oder ein-
fach für neue Energie im Job: Der ZFA-Samstag bringt alles zusammen, 
was eine gute Fortbildung heute ausmacht.

HERBSTSYMPOSIUM 
DES UKSH
Am 31. Oktober 2026 findet im Audimax der Christian-Albrechts-Universität zu 
Kiel das Herbstsymposium der Klinik für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie 
des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein, Campus Kiel, statt. Die Veranstal-
tung blickt auf eine langjährige Tradition zurück und hat sich als feste Größe im 
norddeutschen Fortbildungskalender etabliert. Regelmäßig begrüßt die Kieler 
MKG-Chirurgie rund 200 Teilnehmende aus dem gesamten Spektrum der Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde.

Das Symposium richtet sich auch in 
diesem Jahr an niedergelassene Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte, Kieferortho-
pädinnen und Kieferorthopäden so-
wie Kolleginnen und Kollegen aus der 
Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie 
und Studierende der Zahnmedizin. 
Das diesjährige Thema lautet: „Neues 
und Perspektiven in der oralen Bild-
gebung". Die dentale Bildgebung 
befindet sich in einem tiefgreifenden 
Wandel: Intraoralscanner sind längst 
klinischer Alltag, während dentale Mag-
netresonanztomographie, optische Ko-
härenztomographie und KI-gestützte 
Bildanalyse zunehmend in den klini-
schen Fokus rücken. Gleichzeitig eröff-
nen digitale Planungsworkflows und 
neue Visualisierungskonzepte, bis hin 
zur avatar-basierten Patientenaufklä-
rung, völlig neue Perspektiven für die 

tägliche Praxis. Das Programm zielt da- 
rauf ab, diese Entwicklungen strukturiert, 
praxisnah und auf hohem wissenschaft-
lichem Niveau zu beleuchten sowie den 
interdisziplinären Austausch zu fördern.

Besonderes Merkmal des diesjährigen 
Programms ist wieder die internationale 
Beteiligung: Kolleginnen und Kollegen 
aus Dänemark – von der Aarhus Univer-
sitet sowie dem Aalborg Universitets-
hospital – bringen eigene Erfahrungen 
und Perspektiven zu dentaler MRT und 
digitaler Implantatchirurgie ein und 
verleihen der Veranstaltung damit eine 
ausdrücklich europäische Dimension.

Begleitend zur wissenschaftlichen Ver-
anstaltung findet in der Pause eine In-
dustrieausstellung im Foyer des Audi-
max statt – eine bewährte Gelegenheit 
zum persönlichen Austausch mit Indus-
triepartnern sowie zum kollegialen Ge-
spräch in ungezwungener Atmosphä-
re. Für die Veranstaltung sind bei der 
Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 
Fortbildungspunkte beantragt. Inter-
essierte können sich frühzeitig unter 
andrea.uchtmann@uksh.de anmelden.

Termin: 12.09.2026, 09:00 – 15:00 Uhr

Kursort:
Zahnärztekammer Schleswig-Holstein, 
Fortbildungsakademie Westring 496,  
24106 Kiel

Kursgebühr: 90,00 €

Zur Anmeldung:

mailto:andrea.uchtmann@uksh.de
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/zfa-samstag-2026-1-m1/
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IM AUSTAUSCH 
LIEGT DIE ERKENNTNIS! 
Die Aufstiegsfortbildung zur Zahnmedizinischen Prophylaxeassistentin (ZMP) 
in Kiel vereint theoretisches Fachwissen auf einem hohen wissenschaftlichen 
Niveau mit praktischer Umsetzung unter Anleitung von Experten aus der Klinik 
für Zahnerhaltung und Parodontologie im UKSH (Direktor: Prof. Dr. Christof 
Dörfer), Dozenten und berufserfahrenen Dentalhygienikerinnen (DH) und ZMPs. 
Ein besonders wichtiges Element stellt dabei die einwöchige Hospitation in den 
dafür qualifizierten Hospitationspraxen dar. 

Mit der fachlichen Begleitung von 
Hospitantinnen im Rahmen der  -Fort-
bildung leisten die durch die Zahn-
ärztekammer Schleswig-Holstein 
akkreditierten zahnärztlichen Praxen 
einen wichtigen Beitrag zur Förderung 
qualifizierter Fachkräfte im Bereich 
Prävention. Gleichzeitig profitieren 
alle Beteiligten vom fachlichen Aus-
tausch und neuen Impulsen.

In der Hospitationspraxis Kaufmann-
Dellwig-Chmiel in Ammersbek erhielt 
Jana Lenth als angehende ZMP im 
Rahmen ihrer Fortbildung die Mög-
lichkeit, über fünf Tage hinweg in-
tensive Einblicke in das praxisinterne 
Prophylaxekonzept, die Praxisorgani-
sation und den professionellen Um-
gang mit Patientinnen und Patienten 
zu gewinnen. Wie in vielen der Hospi-

tationspraxen organisiert, übernimmt 
eine Teammitarbeiterin federführend 
die Betreuung der angehenden ZMP 
– in diesem Fall betreute die Dentalhy-
gienikerin Anja Peters die Umsetzung 
des strukturierten Hospitationskon-
zeptes. 

Warum sich Jana Lenth für die Weiter-
bildung entschieden hat, beschreibt 
sie klar: „Ich arbeite einfach gerne 
eigenständig und wollte fachlich tie-
fer in die Materie eintauchen. Für mich 
war klar: Ich möchte nicht nur assis-
tieren, sondern die Mundgesundheit 
meiner Patienten aktiv und verantwor-
tungsvoll mitgestalten.“ Für sie war die 

Woche eine wertvolle Ergänzung zur 
theoretischen Weiterbildung: „Man 
lernt in so einer Woche nochmal viel 
dazu. Die Hospitation ergänzt die Kli-
nikausbildung auf wertvolle Weise. 
Denn jeder Patient ist anders, und die-
se Vielfalt erlebt man am intensivsten 
direkt am Behandlungsstuhl." 

Die Woche hat Anja Peters bewusst so 
konzipiert, dass theoretische Inhalte 
aus der Fortbildung direkt in den Pra-
xisalltag übertragen werden können: 
„Ziel ist es, den Kursteilnehmerinnen 
reale Arbeitsabläufe, moderne Be-
handlungskonzepte sowie den struk-
turierten Umgang mit Patientinnen 
und Patienten näherzubringen.“ Die 
Struktur der fünf Hospitationstage 
folgte einem klaren didaktischen Auf-
bau: vom Beobachten über angeleite-
te Mitarbeit bis hin zur eigenständigen 
Durchführung einzelner Behandlungs-
schritte unter Supervision.



21 07/08 |  2026  Z A HN Ä R Z TEBL AT T   

S C H L E S W I G - H O L S T E I N

Z M P - F O R T B I L D U N G  –  H O S P I T A T I O N S W O C H E

Nach einer Einführung in Hygiene, 
Instrumentenkunde und Patienten-
kommunikation übernahm die Hos-
pitantin schrittweise eigenständige 
Behandlungsaufgaben bis hin zur 
Durchführung einer UPT-Maßnahme 
inklusive Dokumentation. Den Ab-
schluss bildeten Reflexion, Feedback 
und die Vertiefung der gewonnenen 
Erfahrungen.

Die Hospitationswoche in der Am-
mersbeker Praxis demonstriert, wie 
Weiterbildung in der Praxis erfolg-
reich und mit Spaß umgesetzt wer-
den kann. Mithilfe eines durchdachtes 
Konzepts standen wichtige inhaltliche 
Themen auf der Tagesordnung, die 
wesentliche Bestandteile der Fortbil-
dung sind. 
•	 Professionelle mechanische Plaque-

reduktion (PMPR)
•	 Unterstützende Parodontitisthera-

pie (UPT) 
•	 Mundhygieneinstruktion 
•	 Motivation und Patientenkommuni-

kation 
•	 Anwendung von Ultraschall (Slim-Line) 

und Pulver-Wasserstrahlgeräten (PWS)
•	 Anwendungstechnik von Handins-

trumenten (u. a. Gracey Küretten, 
Scaler)

•	 Erhebung von Indizes einschließlich 
der parodontalen Befunderhebung

•	 Dokumentation 
•	 Präventionskonzepte im Praxisalltag 

Auch kleine praktische Details wie er-
gonomisches Arbeiten, der gezielte 
Einsatz von Instrumenten in schwer-
zugänglichen Bereichen, das Schlei-
fen von Handinstrumenten sowie die 
Anwendung unterstützender Maßnah-
men nahmen in diesen Tagen großen 
Raum ein.

Besonders beeindruckt zeigte sich 
Jana Lenth von der Wirksamkeit der 
unterstützenden Parodontitistherapie 
(UPT): „Es ist faszinierend zu sehen, 
wie wir den entscheidenden Grund-
stein für die Mundgesundheit legen. 
Auch wenn die langfristige Compli-
ance der Patienten das Ziel sichert, 
geben wir in der Praxis den unver-

zichtbaren Startschuss für den Hei-
lungserfolg.“

Wertvoll war für die Teilnehmerin die 
Verbindung aus fachlicher Anleitung, 
praktischer Umsetzung und persön-
lichem Austausch im Team. So konnte 
sie nicht nur ihre Kenntnisse vertiefen, 
sondern auch Sicherheit für ihren 
weiteren beruflichen Weg gewinnen: 
„Die Hospitation hat mir gezeigt, wie 
vielseitig und verantwortungsvoll 
die Tätigkeit als ZMP ist. Besonders 
spannend war für mich zu erleben, wie 
viel Prävention und Motivation für die 
langfristige Mundgesundheit bewir-
ken können.“

Ein Wissenstransfer, der sich für alle 
Seiten lohnt.

Durch die engagierte Zusammenarbeit 
im Prophylaxe-Team von „Kaufmann- 
Dellwig-Chmiel“ wird deutlich, dass 
alle Beteiligten von dieser Woche 
profitieren. Der Perspektivwechsel 
fördert den fachlichen Austausch 
und zeigt, wie wertvoll das Teilen von 
Wissen und Erfahrungen ist und wie 
dankbar dieses angenommen wird.

Prof. Dr. Christian Graetz, wissen-
schaftlicher Leiter der ZMP-Aufstiegs-
fortbildung, ist sich mit der Dentalhy-
gienikerin Anja Peters einig, gerade 
diese kursintegrierten Hospitationen 
würden deutlich machen, dass eine 
erfolgreiche Prävention und Prophy-
laxe weit über Instrumente und Fach-
wissen hinausgehen würden. Kommu-
nikation, Motivation, Empathie und ein 
gut funktionierendes Team würden zu 
den zentralen Erfolgsfaktoren moder-
ner Patientenbetreuung in der zahn-
ärztlichen Praxis gehören und müss-
ten den theoretischen Unterricht und 
die praktischen Übungen im Rahmen 
der Aufstiegsfortbildung ergänzen. 
So würden die teilnehmenden Hospi-
tationspraxen fachlichen Nachwuchs 
fördern, praxisnahe Einblicke in ver-
schiedene Präventions- und Prophyla-
xekonzepte vermitteln und langfristig 
die Qualität der Zahnmedizin insge-
samt stärken.

Oder wie Jana Lenth ihre Woche in 
drei Worten zusammenfasst: „Herz-
lich, lehrreich und inspirierend.“

// Anja Peters
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GESUND BEGINNT IM MUND – 
KAU DICH FIT!
•	 Kauen fördert Sprachentwicklung, kognitive Fähigkeiten bis ins Alter, Ver-

dauung sowie Mund- und Allgemeingesundheit
•	 Ungesunde Ernährung mit viel Zucker, Softdrinks und stark verarbeiteten 

Lebensmitteln schadet der Kaufähigkeit und den Zähnen
•	 Kauaktive Nahrungsmittel, frühzeitige Gesundheitsbildung, regelmäßige 

Mundhygiene und zahnärztliche Kontrolluntersuchungen legen die Basis für 
lebenslange Mundgesundheit

Kauen gehört zu den alltäglichsten 
Dingen, die wir tun, und erhält viel-
leicht aus diesem Grund nicht die Be-
achtung, die es eigentlich verdient. 
Dabei ist die uneingeschränkte und 
schmerzfreie Kaufähigkeit eine der 
Säulen, auf denen unser Wohlbefin-
den ruht – jeden Tag, ein Leben lang. 
Unter dem Motto „Gesund beginnt 
im Mund – Kau dich fit!“ weist der Tag 
der Zahngesundheit 2026 auf diesen 
wichtigen Zusammenhang hin.

Kauen wirkt sich auf vielfältige Weise 
positiv auf den Körper aus: Es unter-
stützt die Mundgesundheit durch das 
regelmäßige Training der Kiefermus-
kulatur. Indem wir unser Essen bereits 
im Mund zerkleinern und mit Speichel 
vermischen, fördern wir gleichzeitig 
Verdauung und Nährstoffaufnahme. 
Gute Kaufähigkeit unterstützt bei 
Kleinkindern die Sprachbildung und 
trägt im Alter zum Erhalt der kogniti-
ven Fähigkeiten bei.

Studienerkenntnisse deuten darauf 
hin, dass Kauen die Hirndurchblutung 
steigert (Momose et al., 1997). Darü-
ber hinaus gibt es Hinweise aus expe-
rimentellen und epidemiologischen 
Studien, dass eine eingeschränkte 
Kaufunktion mit einem erhöhten De-
menzrisiko assoziiert sein könnte (Ce-
rutti-Kopplin, 2016).

L E R N E N ,  W A S  W I C H T I G  I S T

Kauen will früh geübt sein, betont 
Dr. Christian Rath, Geschäftsführer 
des Vereins für Zahnhygiene (VfZ): 
„Idealerweise gehen dafür bereits 
in der Kindheit gesunde Ernährung, 
regelmäßige Mundhygiene und Ge-
sundheitsbildung Hand in Hand. Im 
Alltag von Krippen, Kindergärten und 
Schulen bedeutet das vor allem, dass 
Wasser und ungesüßte Getränke, kau-
aktive Lebensmittel in der Brotdose 
sowie das regelmäßige Zähneputzen 
selbstverständliche Bestandteile des 
Tages sein sollten.“

Eine Investition in die Gesundheit von 
Kindern – und damit in eine gesunde 
Zukunft – ist in diesem Zusammenhang 
die regelmäßige Gruppenprophylaxe 
in Kitas und Schulen, betont Dr. Justine 
Röhmel vom GKV-Spitzenverband 
(GKV-SV): „In der Gruppe und mit der 
richtigen Anleitung kaut und putzt es 
sich einfach besser. Die gesetzlichen 
Krankenkassen unterstützen die zahn-
medizinische Gruppenprophylaxe in 
Kitas und Schulen, damit bei uns alle 
Kinder die Chance haben, die Grund-
lage für eine lebenslange gute Mund-
gesundheit früh zu erlernen.“

Auch der Bundesverband der Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte des Öffent-
lichen Gesundheitsdienstes (BZÖG) 
unterstreicht die Bedeutung der För-
derung der Mundgesundheitskompe-
tenz bereits ab dem frühen Lebens-
alter. Darüber hinaus erkennt er einen 
erheblichen Unterstützungsbedarf 
für weitere Bevölkerungsgruppen.

Der BZÖG betont zudem die Wich-
tigkeit zusätzlicher präventiver und 
gesundheitsfördernder Leistungen 
durch die Zahnärztinnen und Zahn-
ärzte der Öffentlichen Gesundheits-
dienste in speziellen Wohnformen für 
Menschen mit Einschränkungen und in 
stationären Einrichtungen der Alten-
pflege: „Die Stärkung der Zahnärzt-
lichen Dienste und der ambulanten 
zahnärztlichen Versorgung und nicht 
der Abbau zahnärztlicher Stellen im 
Öffentlichen Gesundheitswesen oder 
die Kürzung von GKV-Leistungen, wie 
sie aktuell diskutiert werden, sollten 
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TAG DES SPORTS 2026 IN KIEL
Am 6. September 2026 findet wieder "Der Tag des 
Sports" in Kiel statt und tausende Besucherinnen und 
Besucher sind dazu eingeladen, Bewegung, Gesundheit 
und Gemeinschaft zu erleben. Auch die Zahnärztekam-
mer Schleswig-Holstein wird erneut mit einem Stand 
vertreten sein, um der Bevölkerung die Mundhygiene 
niedrigschwellig näherzubringen.

Bereits in den letzten beiden Jahren war unser Engage-
ment ein voller Erfolg: Zahlreiche interessierte Kinder, 
Jugendliche und Erwachsene nutzten die Gelegenheit, 
sich spielerisch und praxisnah über Zahngesundheit zu 
informieren. Mit interaktiven Aktionen, anschaulichen Ma-
terialien und vielen persönlichen Gesprächen konnten wir 
das Bewusstsein für die Prävention nachhaltig stärken.

Diesen Erfolg möchten wir 2026 gemeinsam fortset-
zen – und dafür benötigen wir Ihre Unterstützung! Für 
die Betreuung unseres Standes suchen wir engagierte 
freiwillige Helferinnen und Helfer. Ob Zahnärztin, Zahn-
arzt oder Praxismitarbeitende – jede helfende Hand ist 
willkommen.

T A G  D E R  Z A H N G E S U N D H E I T

zu den zentralen Zielen einer sinnvol-
len zahnmedizinischen Prävention und 
Gesundheitsförderung in Deutsch-
land gehören.“

F Ü R  E I N E  G E S Ü N D E R E 
G E S E L L S C H A F T

Lebenslange gute Kaufähigkeit hängt 
nicht nur davon ab, wie man isst, son-
dern auch, was man isst. Seit Jahren 
gibt es einen negativen Trend hin 
zum Konsum stark verarbeiteter, oft 
zu weicher Lebensmittel, säurehalti-
ger Getränke und Snacks wie Riegel 

und Chips sowie zu überhöhtem Zu-
ckerkonsum. Zuckerreiche Ernährung 
fördert die Entstehung von Karies 
und begünstigt Entzündungen des 
Zahnfleischs, während säurehaltige 
Getränke Zahnerosionen verstärken. 
Der Zahnhalteapparat kann durch wei-
che, wenig kauintensive Lebensmittel 
nachhaltig Schaden nehmen.

Vor diesem Hintergrund wird deut-
lich, wie wichtig die lebenslange 
Förderung der Mund- und Zahnge-
sundheit ist, unterstreicht Dr. Romy 
Ermler MBA, Präsidentin der Bundes-

zahnärztekammer (BZÄK), anlässlich 
des diesjährigen Aktionstags: „Rich-
tig zubeißen können bringt so viel für 
die Gesundheit. Ernährung und Kauen 
verdienen deshalb mehr Aufmerksam-
keit. Der Tag der Zahngesundheit er-
innert uns daran, dass gesunde Zähne 
kein Zufallsprodukt sind. Sie sind das 
Ergebnis bewusster Ernährung, funk-
tionierender Kaufähigkeit, frühzeiti-
ger Prävention und klarer politischer 
Rahmenbedingungen – für gesunde 
Münder, gesunde Menschen und ins-
gesamt eine gesündere Gesellschaft.“ 

// Verein für Zahnhygiene e. V.

Auf X und Instagram erhalten Sie 
Infos über den diesjährigen Schwer-
punkt:

X – tdz2509:

Instagram – tdz2509:

Ü B E R  D E N  A K T I O N S TA G

Seit 1991 findet am 25. September der Tag der Zahngesundheit statt. Ziel des 
Aktionstages ist es, möglichst viele Menschen über das Thema Mundgesund-
heit zu informieren und so Zahn-, Mund- und Kiefererkrankungen zu verhindern.

Der Tag der Zahngesundheit stellt jedes Jahr eine andere Zielgruppe in den 
Fokus. Neben Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen können das auch 
Menschen sein, die eine Behinderung haben, pflegebedürftig sind oder zu 
einer sozioökonomischen Risikogruppe gehören.

Rund um den 25. September finden in Ländern, Städten und Gemeinden 
zahlreiche Events statt, die über die große Bedeutung der Mundgesundheit 
aufklären. Die Veranstalter geben Besuchern viele Tipps für den Alltag, da-
mit sie eigenverantwortlich für eine gute Mundgesundheit sorgen können.

Getragen wird der Tag der Zahngesundheit vom Aktionskreis Tag der Zahnge-
sundheit, dem rund 30 Mitglieder aus Gesundheitswesen und Politik angehören.

BEI FRAGEN:

Melanie Metze
Tel.: 0431 260926-70 
metze@zaek-sh.de

i

https://x.com/tdz2509
https://www.instagram.com/tdz2509
mailto:metze@zaek-sh.de
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ZAHNMEDIZIN 
GEHT VIRAL
Die Sprechstunde beginnt längst 
nicht mehr nur im Behandlungszim-
mer – sie startet auf dem Smartphone. 
Medfluencer, medizinisch geschulte 
Content Creator, erklären Gesundheit 
dort, wo Menschen ohnehin suchen: 
auf Instagram, TikTok oder YouTube. 
Auch Zahnärztinnen und Zahnärzte 
sind dabei. Zahnthemen funktionie-
ren, weil sie sichtbar, alltagsnah und 
emotional sind.

In Deutschland gibt es etwa 1.000 
Medfluencer, weltweit deutlich mehr. 
Besonders die Zahl der sogenannten 
Dentfluencer wächst. Sie erklären 
Zahngesundheit, Prävention, moderne 
Behandlungen oder Zahntechnik in 
kurzen Videos, Reels und Stories. Ihre 
Reichweite variiert: Viele Accounts 
haben 1.000 bis 10.000 Follower, 
etablierte Profile erreichen Hundert-

tausende. Genaue Rankings fehlen, 
doch das Interesse ist unübersehbar. 
Selbst bekannte Medfluencer wie Doc 
Caro oder die Ernährungs-Docs grei-
fen Zahnthemen auf. Mit über einer 
Million Followern verschaffen sie der 
Mundgesundheit eine Aufmerksam-
keit, die klassische Kampagnen kaum 
erzielen.

R E I C H W E I T E  A L S 
P R Ä V E N T I O N 

Für Clara Marlene Schulz, Zahnärztin 
und selbst erfolgreiche Dentfluence-
rin, ist diese Entwicklung ein Gewinn: 
„Die Informationswege haben sich 
verändert. Über Social Media errei-
chen wir Millionen Menschen – außer-
halb von Praxen und unabhängig von 
klassischen Medien. Diese Reichweite 
verbessert die Aufklärung.“

Genau hier liegt die Stärke der Dent-
fluencer. Sie erreichen Menschen, 
bevor Schmerzen entstehen. Zweimal 
täglich Zähne putzen, weniger Zucker, 
regelmäßige Vorsorge: Solche Bot-
schaften werden durch persönliche 
Ansprache, Wiederholung und visu-
elle Formate greifbar. Zahnmedizin 
wird nicht belehrt, sondern erzählt.

W A R U M  Z A H N T H E M E N 
O N L I N E  P U N K T E N

Gesundheit trifft im Netz einen Nerv, 
besonders bei jungen Zielgruppen. 
Eine österreichische Studie mit 1.000 
jungen Erwachsenen zwischen 15 
und 25 Jahren zeigt: 40 Prozent fol-
gen Medfluencern, über 30 Prozent 
finden deren Inhalte nützlich für die 
eigene Gesundheit. Doch auch ältere 
Zielgruppen recherchieren online.

Laut der Studie „Ipsos Global Trends 
2024“ informieren sich fast 60 Prozent 
der Deutschen zusätzlich im Internet 
und verlassen sich nicht allein auf ärzt-
liche Aussagen. Auffällig: Menschen 
mit niedrigerem Bildungsniveau nut-
zen Online-Gesundheitsinformatio-
nen besonders intensiv. Dentfluencer 
schließen hier eine Lücke – verständ-
lich, zugänglich und ohne Fachjargon.

W A S  A B E R ,  W E N N  D A S 
W I S S E N  F E H LT  O D E R 
E I N F A C H  F A L S C H  I S T ?

„Ein Haargummi zur Zahnkorrektur“ – 
was wie Clickbait klingt, ist auf Social 
Media Alltag: schnelle, schlechte Rat-
schläge von Medfluencern im Zahn-
arzt-Look. Weißer Kittel, Behand-
lungsstuhl, Fachsprache – oft mehr 
Show als Substanz. Die gefährlichs-
ten Fakes sind nicht laut, sondern lä-
chelnd. Sie tarnen sich als Aufklärung, 
schüren aber Angst und bieten schnel-
le Lösungen. Was harmlos wirkt, endet 
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oft teuer – besonders bei Zahnthe-
men. Der Schaden entsteht verzögert. 
Erosion, Rezessionen, Entzündungen 
werden erst sichtbar, wenn der Post 
längst verschwunden ist.

W E N N  R E I C H W E I T E 
K O M P E T E N Z  E R S E T Z T

Viele Klicks machen keine Wahrheit. 
Fluorid als „Gift“ zu framen, igno-
riert jahrzehntelange Präventionsfor-
schung und erhöht das Kariesrisiko. 
Anti-Krebs-Therapien fernab evidenz-
basierter Medizin, sind unseriös und 
extrem gefährlich. Schlechte Med-
fluencer erkennt man nicht an ihrer 
Reichweite, sondern an ihrer Drama-
turgie: Probleme werden maximal zu-
gespitzt. „Fluorid ist toxisch“, „klassi-
sche Zahnmedizin ist Abzocke“ – es 
folgt die vermeintliche Lösung: ein 
Produkt, ein Programm, eine „ganz-
heitliche“ Beratung. Clara Marlene 
Schulz warnt: „Wenn Gesundheit als 
einfache Story mit Happy End verkauft 
wird, lohnt sich ein zweiter Blick. Se-
riöse Medizin spricht auch über Gren-
zen, Risiken und Nebenwirkungen, 
nicht nur über Vorteile. Jede wirksa-
me Maßnahme hat Effekte, aber eben 
auch Limitationen.“

Absolute Aussagen und Garantien 
sind Warnsignale. Seriöse Zahnmedi-
zin verspricht nichts. „Problematisch 

wird es, wenn Menschen durch irre-
führende Informationen in falscher Si-
cherheit sind und dadurch Prävention 
oder notwendige Behandlungen auf-
schieben.“, sagt Clara Marlene Schulz. 
Viele unseriöse Medfluencer arbeiten 
mit Misstrauen – gegen Fluorid, Fül-
lungen, „Schulmedizin“. Je größer die 
Angst, desto höher die Klickzahlen. 
Das Problem: Angstbasierte Inhalte 
führen dazu, dass Menschen Präven-
tion vernachlässigen, mit gesund-
heitsschädlichen Folgen. 

D I E  G R A U Z O N E ,  I N  D E R 
A L L E S  E R L A U B T  S C H E I N T

Transparenz? Fehlanzeige. Schlech-
te Medfluencer bleiben vage: keine 
klare Qualifikation, kein vollständiger 
Name, keine Quellen. Stattdessen Ra-
battcodes, Affiliate-Links und zeitlich 
begrenzte Angebote. Kritisch wird es, 
wenn zahnmedizinische Aussagen di-
rekt mit kostenpflichtigen Beratungen 
oder Eigenprodukten verknüpft sind. 
Hier endet die Grauzone und beginnt 
das Risiko. Wer einfache Hacks statt 
individueller Diagnostik verspricht, 
verlässt die sichere Seite.

Seriöse Inhalte erklären Zusammen-
hänge, benennen Grenzen und nen-
nen Quellen. Sie unterscheiden Mei-
nung von Fakten und sprechen auch 
über Nebenwirkungen. Sie raten 

nicht, bewährte Behandlungen ab-
zubrechen, und versprechen keine 
Wunder.

A U F K L Ä R U N G  S TAT T 
A L G O R I T H M U S

Dentfluencer können Wissen zugäng-
lich machen, ersetzen aber keine Dia-
gnostik oder evidenzbasierte Thera-
pie. Wer behauptet, Hausmittel oder 
Detox-Ideen könnten Zähne heilen, 
riskiert die Gesundheit anderer – für 
Reichweite. Gute Aufklärung macht 
nicht abhängig vom Feed. Schlechte 
schon.

R E I C H W E I T E  I S T 
V E R A N T W O R T U N G

Medfluencer verändern die Gesund-
heitskommunikation grundlegend. 
Für Zahnärztinnen und Zahnärzte 
bieten sie die Chance, Prävention 
neu zu denken, Wissen breit zu streu-
en und Menschen früh zu erreichen. 
Wenn Reichweite mit Verantwortung, 
Transparenz und wissenschaftlichen 
Standards einhergeht, wird Social 
Media zu einem echten Werkzeug für 
bessere Zahngesundheit.

// Pressemeldungen proDente
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PRÄVENTION: MEHR ALS FLUORIDIERUNG 
UND PROFESSIONELLE ZAHNREINIGUNG
Am 26. September 2026 lädt die 
Schleswig-Holsteinische Gesellschaft 
für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde 
zu ihrer wissenschaftlichen Jahresta-
gung in den Max-Planck-Hörsaal des 
Physikzentrums der Christian-Alb-
rechts-Universität zu Kiel ein. Unter 
dem Leitthema „Prävention“ erwartet 
die Teilnehmenden ein hochwertiges 
Programm mit renommierten Refe-
rentinnen und Referenten aus Wis-
senschaft, Klinik und Praxis.

Wie aktuell dieses Thema ist, belegt 
die kürzlich vorgestellte Sechste Deut-
sche Mundgesundheitsstudie (DMS · 
6): 78 Prozent der untersuchten Zwölf-
jährigen sind kariesfrei, bei jüngeren 
Erwachsenen hat sich die Karieserfah-
rung seit 1989 halbiert – ein klarer Be-
leg, dass klassische Prävention wirkt.

Doch Prävention bedeutet längst 
mehr als Fluoridierung und profes-
sionelle Zahnreinigung! Wer heute 
präventiv arbeitet, denkt über die 
Karies- und Parodontitisprophylaxe 
hinaus – etwa an die Früherkennung 
psychosozialer Risikofaktoren, die Ver-
meidung von Antibiotikaresistenzen 
und die Wechselwirkungen zwischen 
Mundgesundheit und systemischen 
Erkrankungen. Die Mundhöhle ist ein 
Spiegel des Gesamtorganismus, und 
Zahnärztinnen und Zahnärzte sind oft 
die Ersten, die relevante Hinweise auf 
allgemeinmedizinische Zusammen-
hänge erkennen.

Zugleich zeigen die Daten der DMS 
· 6 auch, dass soziale Ungleichheiten 
in der Mundgesundheit fortbestehen 
und die Prävalenz der Wurzelkaries 
bei Erwachsenen sowie Seniorinnen 
und Senioren deutlich zunimmt. Für 
die Praxis bleibt damit eine zentrale 
Frage: Wie erreichen wir jene Risi-
kogruppen, die von etablierten Prä-
ventionsangeboten bislang kaum 
profitieren – und wie gelingt der 
Brückenschlag von der zahnmedizi-
nischen Einzelprävention zu einer in-
terdisziplinären, gesamtkörperlichen 
Gesundheitsvorsorge?

Genau hier setzt das diesjährige 
Programm an. Die Themenpalette 
reicht von Antibiotic Stewardship in 
der Zahnarztpraxis (PD Dr. Anette 
Friedrichs, Kiel) – ein Beitrag zur Re-
sistenzprävention mit unmittelbarer 
systemischer Relevanz – über kind-

liche Notfälle und Karies-Prävention 
(Prof. Dr. K. Neuhaus, Basel; Prof. Dr. 
Yvonne Wagner, Stuttgart) bis hin zu 
kieferorthopädischer Frühbehand-
lung (Prof. Dr. Christian Kirschneck, 
Bonn) sowie dem Kariesmanagement 
in einer alternden Bevölkerung (Prof. 
Dr. Paris, Berlin). Ein besonderer Pro-
grammpunkt widmet sich der psycho-
logischen Dimension von Prävention: 
Prof. Dr. Johannes Ehrenthal (Köln) be-
leuchtet, wie Angst, Bindung und Ver-
trauen die zahnärztliche Behandlung 
– und damit den Zugang zu jeglicher 
Vorsorge – beeinflussen.

Abgerundet wird das Programm 
durch praxisnahe Kurzvorträge der 
vier Kieler Zahnkliniken, u. a. zum 
Kieler Zahnmobil des UKSH und dem 
ZABEL-Projekt – Zahngesund besser 
lernen, die eindrücklich aufzeigen, wie 
aufsuchende Prävention und Therapie 
auch schwer erreichbare und vulne-
rable Gruppen ansprechen können. 
Begleitet wird die Tagung von einer 
attraktiven Dentalausstellung, wis-
senschaftlichen Posterbeiträgen so-
wie der Verleihung des diesjährigen 
Wissenschaftspreises.

Wir freuen uns auf einen inspirieren-
den fachlichen Austausch mit Ihnen!

// Prof. Dr. Christian Graetz

Bitte beachten Sie das beiliegen-
de Programmheft!

Außerdem finden Sie alle Infos 
zur Tagung sowie das Programm 
und die Möglichkeit zur Online-
Anmeldung auf www.shgzmk.de 

Prävention
Sa., 26. September 2026
Max-Planck-Hörsaal des 
Physikzentrums der CAU Kiel

RRiissiikkooppaattiieenntteenn  ––  RRiissiikkooeeiinnggrriiffffee

7733..  WWiisssseennsscchhaaffttlliicchhee  TTaagguunngg
der Schleswig-Holsteinischen

Gesellschaft für Zahn-, Mund- und
Kieferheilkunde

77.. OOkkttoobbeerr  22002233

Max-Planck-Hörsaal 
des Physikzentrums der CAU Kiel

www.shgzmk.de

Schleswig-

Holsteinische 

Gesellschaft für 

Zahn-, Mund- und

Kieferheilkunde 

Wissenschaftliche Tagung
der Schleswig-Holsteinischen
Gesellschaft für Zahn-, Mund- 
und Kieferheilkunde

76.

http://www.shgzmk.de
http://www.shgzmk.de
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CURRICULUM
IMPLANTOLOGIE 2026
Die Deutsche Gesellschaft für Implantologie (DGI) führt das Curriculum Implan-
tologie als Qualifizierung der zertifizierten postgradualen Ausbildung seit 1998 
durch. Das Curriculum der DGI wird in Zusammenarbeit mit der Akademie Praxis 
und Wissenschaft (APW) der Deutschen Gesellschaft für Zahn-, Mund- und Kie-
ferheilkunde (DGZMK) und der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein, hier der 
Fortbildungsakademie, durchgeführt. Der Unterricht findet - bis auf das Modul 
Interdisziplinär - an der Kieler Universität und in der Fortbildungsakademie 
in Kiel statt. Die Veranstaltungswochenenden werden von unterschiedlichen 
Expertenbestritten.

Ein solches Konzept bietet den Teil-
nehmenden zum einen die erforderli-
chen Einblicke in die ganze Palette von 
Möglichkeiten und Strategien, und 
nicht nur die Meinung eines einzigen 
Experten. Die Teilnehmenden kön-
nen sich so ein Bild machen, wie die 
Implantologie durchaus in verschie-
denen Varianten in einer Praxis inte-
griert werden kann. Das Curriculum 
Implantologie ist firmenunabhängig, 
vorgestellt werden die renommiertes-
ten Systeme verschiedener Hersteller. 
Auf die Inhalte des Curriculums haben 
Unternehmen keinen Einfluss.

Die Fortbildung läuft ungefähr über 
die Dauer von eineinhalb Jahren, sie 

umfasst neun zweitägige Wochenend-
veranstaltungen, von denen sechs in 
der Fortbildungsakademie in Kiel ab-
solviert werden können, mit insgesamt 
weit über 140 Stunden Unterricht, die 
einen Überblick über das gesamte 
Gebiet der enossalen Implantologie 
vermitteln. Die Studiengruppen um-
fassen in der Regel nicht mehr als 24 
Teilnehmende. Jede Wochenendver-
anstaltung bietet den Teilnehmenden 
eine Mischung aus Theorie, Praxis, 
Live-OPs oder Video-Demonstratio-
nen und praktischen Übungen. Die 
Fortbildung beginnt am Freitag um 
14:30 Uhr und endet um 19:30 Uhr, 
am Samstag findet der Unterricht von 
9:00 bis 17:00 Uhr statt.

D I E  E I N Z E L N E N  M O D U L E 
I M  Ü B E R B L I C K

Die zertifizierte Fortbildung Im-
plantologie ist wie folgt gegliedert:

•	 Modul Interdisziplinär: Schnittstellen 
zwischen Parodontologie, Endo-
dontologie, Kieferorthopädie und 
Implantologie (APW-Kurs)

•	 Modul 1: Einstieg in die Implanto-
logie 
Referent: Prof. Dr. Dr. Jörg Wiltfang, 
Kiel

•	 Modul 2: Indikationsbezogene 
Diagnostik und Planung  
von Rehabilitationen 
Referent: Prof. Dr. Dr. Jörg Wiltfang, 
Kiel

•	 Modul 3: Das Einzelzahnimplan-
tat/Integration der Implantologie  
in die Praxis 
Prof. Dr. Ingo Springer, Kiel |  
Dr. Frank Bohlsen, Kiel |  
Dr. Lars Steinebrunner, Kiel

•	 Modul 4: Implantate und Zahn-
ersatz (APW-Kurs) 
Referenten: Prof. Dr. Nicole Passia, 
Dresden | Dr. M Sad Chaar, Kiel

•	 Modul 5: Augmentation Teil I 
Referent: Prof. Dr. Dr. Hendrik 
Terheyden, Kassel

•	 Modul 6: Weichgewebsmanage-
ment und prothetische Supra-
strukturen unter ästhetischen 
Aspekten 
Referent: Prof. Dr. Frank Schwarz, 
Göteborg

•	 Modul 7: Die Betreuung von Implan- 
taten in guten und schlechten Zeiten 
Referent: Prof. Dr. Goerge E. Roma-
nos, New York

•	 Modul 8: Augmentation Teil II 
(APW-Kurs) 
Referent: Prof. Dr. Dr. Jörg Wiltfang, 
Kiel

KURSGEBÜHREN

Modul Interdisziplinär:
395 €	 APW-/DGIMitglieder
465 €	 Nichtmitglieder

APW-Kurse Modul 4 und 8:
675 € APW-/DGIMitglieder
745 € Nichtmitglieder

Kurse in der Fortbildungsakademie 
in Kiel:
650 €	� für Mitglieder der Zahnärzte-

kammern Schleswig-Hol-
stein und Hamburg sowie 
DGI, APW

815 €	 für Nichtmitglieder

ANMELDUNG

Eine Komplettübersicht aller Modu-
le, Termine und Kosten finden Sie 
auf unserer Website: 

Direkt zur Anmeldung gelangen Sie 
hier:

Die Anmeldung zu Modul 1 entspricht der 
Anmeldung für das gesamte Curriculum.

http://www.zahnaerzte-sh.de/curriculum-implantologie/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/ci-2026-1-m1/
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VERANSTALTUNGEN 
DER FORTBILDUNGSAKADEMIE KIEL

KINDESMISSHANDLUNG 
UND HÄUSLICHE GEWALT:  
RECHTLICHE MÖGLICHKEITEN UND  
PFLICHTEN IN DER ZAHNARZTPRAXIS

Kurs-Nr.: 26-02-071

Kategorie: Auch wissenswert! 

Dr. Nadine Wilke-Schalhorst 

Mittwoch, 23.09.2026, 15:00 Uhr – 17:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 

Westring 496, 24106 Kiel

50 € für ZFA, Mitarbeiter(in) 

50 € für Zahnärztin, Zahnarzt

2   FORTBILDUNGS- 

PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

2. AUSBILDERTAG

Kurs-Nr.: 26-02-080

Kategorie: Auch wissenswert!

Christopher Kamps, Melanie Metze, Andreas Noffke, 

Silke Schenk, Isabel Strachanowski

Samstag, 05.09.2026, 09:00 Uhr – 16:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 

Westring 496, 24106 Kiel

135 € für Zahnärztin, Zahnarzt

7   FORTBILDUNGS- 
PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

AKTUALISIERUNG DER KENNTNISSE 
IM STRAHLENSCHUTZ FÜR ZFA

Kurs-Nr.: 26-02-032

Kategorie: Röntgen

Dr. Dr. Mirko S. Bartsch

Mittwoch, 08.09.2026, 14:00 Uhr – 18:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 

Westring 496, 24106 Kiel

75 € für ZFA, Mitarbeiter(in)

JETZT 

ANMELDEN!

ONLINEVERANSTALTUNG 

HYALURONSÄURE IN DER PARODONTOLOGIE
– EIN KONZEPT FÜR DIE PRAXIS!

Kurs-Nr.: 26-02-044

Kategorie: Onlineveranstaltung

Dr. Alexander Müller-Busch, M.Sc

Freitag, 25.09.2026, jeweils 14:00 – 19:00 Uhr

210 € für ZFA, Mitarbeiter(in) 

210 € für Zahnärztin, Zahnarzt

5   FORTBILDUNGS- 

PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

SCHÄRFEN VON PARODONTAL- 
INSTRUMENTEN

Kurs-Nr.: 26-02-078

Kategorie: Parodontologie

Peter Fust

Freitag, 18.09.2026, 14:00 Uhr – 18:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 

Westring 496, 24106 Kiel

125 € für ZFA, Mitarbeiter(in)

JETZT 

ANMELDEN!

Eine komplette Übersicht 
der einzelnen Kurse finden Sie auf: 
www.zahnaerzte-sh.de/module/
suche

https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/wilke-schalhorst-2026-1-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/2-ausbildertag-1-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/roentgen-zfa-2026-6-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/mueller-busch-hyaluron-1-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/fust-2015-13-m1/
http://www.zahnaerzte-sh.de/module/suche
http://www.zahnaerzte-sh.de/module/suche
http://www.zahnaerzte-sh.de/module/suche
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ALLEIN ODER MIT WENIG PERSONAL 
BEHANDELN – SICHERHEIT UND EFFIZIENZ 
IM NOTFALL

Kurs-Nr.: 26-02-082

Kategorie: Auch wissenswert!

Jens-Christian Katzschner

Freitag, 25.09.2026, 09:00 Uhr – 16:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 

Westring 496, 24106 Kiel

295 € für ZFA, Mitarbeiter(in) 

295 € für Zahnärztin, Zahnarzt

7   FORTBILDUNGS- 

PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

DIE WEISE ERNÄHRUNG – DAS WAS, WIE 
UND WANN DER OPTIMALEN MAHLZEIT

Kurs-Nr.: 26-02-059

Kategorie: Auch wissenswert! 

Susanne Just

Samstag, 26.09.2026, 09:00 – 17:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 

Westring 496, 24106 Kiel

255 € für ZFA, Mitarbeiter(in) 

255 € für Zahnärztin, Zahnarzt

8   FORTBILDUNGS- 

PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

ZÄHNE? NA LOGO! 
ZAHNMEDIZIN TRIFFT LOGOPÄDIE

Kurs-Nr.: 26-02-061

Kategorie: Auch wissenswert! 

Ester Hoekstra

Mittwoch, 30.09.2026, 13:00 – 19:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 

Westring 496, 24106 Kiel

115 € für ZFA, Mitarbeiter(in) 

115 € für Zahnärztin, Zahnarzt

6   FORTBILDUNGS- 

PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

FUNKTION MIT SYSTEM – CMD FÜR 
EINSTEIGER UND FORTGESCHRITTENE

Kurs-Nr.: 26-02-057

Kategorie: Auch wissenswert! 

Dr. Andrea Diehl, M.Sc.

Mittwoch, 07.10.2026, 14:00 – 19:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 

Westring 496, 24106 Kiel

285 € für Zahnärztin, Zahnarzt

5   FORTBILDUNGS- 

PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

ONLINEVERANSTALTUNG 

WANN IST DER IDEALE ÜBERWEISUNGS-
ZEITPUNKT AN DEN KIEFERORTHOPÄDEN?

Kurs-Nr.: 26-02-053

Kategorie: Onlineveranstaltung

Prof. Christian Kirschneck

Freitag, 09.10.2026, 14:00 Uhr – 18:00 Uhr

125 € für Zahnärztin, Zahnarzt

2   FORTBILDUNGS- 
PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

GOLDENE REGELN ZUR VERMEIDUNG 
FORENSISCHER FOLGEN

Kurs-Nr.: 26-02-062

Kategorie: Auch wissenswert!

Dr. Wieland Schinnenburg

Mittwoch, 30.09.2026, 16:00 – 19:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 

Westring 496, 24106 Kiel

90 € für ZFA, Mitarbeiter(in) 

90 € für Zahnärztin, Zahnarzt

3   FORTBILDUNGS- 

PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/kuehn-qm-18-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/kuehn-qm-18-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/diehl-2026-1-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/kirschneck-2026-1-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/schinnenburg-2026-4-m1/
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MEHRHEIT VERWENDET ZU WENIGE
SCHUTZMASSNAHMEN IM DIGITALEN ALLTAG
Cyberkriminalität kann überall statt-
finden, wo Menschen IT-Geräte benut-
zen: In Firmen, Behörden, zu Hause, 
unterwegs – und auch in Zahnarztpra-
xen. Welche Straftaten kommen im 
Internet vor? Welcher Schaden ent-
steht Nutzerinnen und Nutzern dabei? 
Welche Schutzmaßnahmen werden 
ergriffen? Aufschluss gibt bereits zum 
achten Mal der Cybersicherheitsmo-
nitor des Bundesamts für Sicherheit 
in der Informationstechnik (BSI) und 
der Polizeilichen Kriminalprävention 
des Bundes und der Länder (ProPK). 

Viele haben laut dem aktuellen Cy-
bersicherheitsmonitor bereits persön-
liche Erfahrungen mit Cyberkriminali-
tät gemacht: Jede beziehungsweise 
jeder Vierte war schon einmal betrof-
fen (27 Prozent). Dieser Anteil ist hö-
her als noch im Vorjahr (22 Prozent). 
40 Prozent der Betroffenen erlebten 
im letzten Jahr eine Cyberstraftat – 
gegenüber 2025 bedeutet das einen 
Anstieg um fünf Prozent. Die häufigs-
te Straftat bleibt Betrug beim Online-
Shopping (22 Prozent). Darauf folgen 
Fremdzugriffe auf Online-Accounts 
(14 Prozent), Betrug beim Online-Ban-

king (13 Prozent) und Phishing (12 Pro-
zent). Sieben Prozent der im letzten 
Jahr Betroffenen fanden Schadsoftwa-
re auf einem ihrer Geräte, zwei Prozent 
außerdem Ransomware. 

88 Prozent der im Jahr 2025 von Cy-
bercrime Betroffenen mussten einen 
Schaden hinnehmen. Bei 33 Prozent 
handelte es sich dabei um finanzielle 
Schäden. 29 Prozent gaben einen Ver-
trauensverlust in die entsprechenden 
Online-Dienste an, 23 Prozent „zeitli-
che Schäden“, 20 Prozent emotionale 
Schäden wie Kränkung oder Angst, 18 
Prozent Datenverluste.

M E H R H E I T  I N F O R M I E R T 
S I C H  E R S T  I M  E R N S T F A L L

Der Cybersicherheitsmonitor belegt, 
dass eine Mehrheit der Internetnutze-
rinnen und -nutzer sich erst im Ernst-
fall gezielt über das Thema Cyber-
sicherheit informiert. Lediglich 14 
Prozent setzen sich regelmäßig damit 
auseinander, 24 Prozent dagegen nie. 
Ein Großteil (40 Prozent) informiert 
sich „hin und wieder“. Anders sieht 
es bei denjenigen aus, die im letzten 

Jahr von Cyberkriminalität betroffen 
waren: Hier informieren sich 26 Pro-
zent regelmäßig, 39 Prozent hin und 
wieder, nur 14 Prozent nie.

Beliebteste Informationsquelle bleibt 
mit 62 Prozent das Internet. Mehr als 
ein Drittel tauscht sich zum Thema 
Cybersicherheit aber auch mit Fa-
milie, Freunden und Bekannten aus. 
32 Prozent nutzen soziale Medien als 
Informationsquelle, 26 Prozent das 
Fernsehen, 21 Prozent Videos bezie-
hungsweise Tutorials. Wichtig finden 
die Befragten dabei vor allem Tipps 
für den Ernstfall (54 Prozent), Infor-
mationen zur Erkennung von Cyber-
kriminalität und Hackerangriffen (50 
Prozent), Anleitungen zur präventiven 
Absicherung (47 Prozent) und Informa-
tionen zu sicheren Produkten (44 Pro-
zent). 42 Prozent interessiert darüber 
hinaus auch, welche Schwachstellen 
und Sicherheitslücken es aktuell gibt.

„T R E N D  Z U R  S O R G L O S I G - 
K E I T “  S E T Z T  S I C H  F O R T

Bereits die Befragung zum Cyber-
sicherheitsmonitor 2025 hatte einen 
„leichten Trend“ zur „Sorglosigkeit“ 
ergeben. Dieser setzte sich auch im 
letzten Jahr fort. Mehr als die Hälfte 
der Befragten (55 Prozent) hält ihr per-
sönliches Risiko, von Cyberkriminalität 
betroffen zu werden, für „eher“ oder 
„sehr gering“ bis „ausgeschlossen“. 
Wer im letzten Jahr von Cyberkrimi-
nalität betroffen war, sieht dies etwas 
anders: Unter ihnen schätzen mit 61 
Prozent deutlich mehr als die Hälfte 
das Risiko, erneut betroffen zu wer-
den, als „eher hoch“ oder sogar „sehr 
hoch“ ein. Generell geht nach den 
Ergebnissen des Cybersicherheits-
monitors eine höhere Kenntnis und 
Nutzung von Schutzmaßnahmen mit 
einem höheren Sicherheitsempfinden 
einher.„Sichere Passwörter" werden am häufigsten als Schutzmaßnahme genutzt 
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Viele der 19 in der Befragung vorge-
schlagenen Schutzmaßnahmen waren 
den Umfrageteilnehmerinnen und 
-teilnehmern allerdings nicht bekannt: 
Lediglich „starke Passwörter“ und 
Antivirenprogramme waren mehr als 
der Hälfte (55 bzw. 54 Prozent) ein Be-
griff. Genutzt wurden diese Maßnah-
men allerdings seltener (46 bzw. 40 
Prozent) – damit haben „sichere Pass-
wörter“ Antivirenprogramme als am 
häufigsten genutzte Schutzmaßnahme 
abgelöst. Ebenfalls 40 Prozent nutzen 
die Zwei-Faktor-Authentifizierung, 21 
Prozent passwortloses Anmelden, zum 
Beispiel über Passkeys. 28 Prozent ha-
ben eine aktuelle Firewall eingerichtet, 
26 Prozent gaben an, automatische 
Updates aktiviert zu haben, 24 Prozent 
installieren Updates regelmäßig ma-
nuell. Nur ein geringer Teil der Befrag-
ten ergreift nach eigenen Angaben gar 
keine Schutzmaßnahmen. 

Im Durchschnitt waren den Befragten 
6,2 der vorgeschlagenen Schutzmaß-
nahmen bekannt – genutzt wurden 
durchschnittlich jedoch nur 3,9 Maß-
nahmen. Die Nutzung von Schutzmaß-
nahmen ist dabei altersabhängig: Wäh-
rend die 16- bis 22-Jährigen im Schnitt 
nur 3,4 Maßnahmen verwendeten, wa-
ren es bei den über 69-Jährigen 4,7. 

Die Frage, warum nicht alle verfüg-
baren Schutzmaßnahmen genutzt 
würden, wurde am häufigsten damit 
beantwortet, dass man sich bereits si-
cher fühle (27 Prozent). Jeweils 23 Pro-
zent konstatierten jedoch auch, dass 
mögliche Maßnahmen „zu kompliziert“ 
seien oder gaben an, sich überfordert 
zu fühlen. 20 Prozent benannten als 
Grund zudem, dass „überall etwas an-
deres“ empfohlen werde. 19 Prozent 
halten den Aufwand für zu groß.

„Cybersicherheit muss im Alltag von 
Verbraucherinnen und Verbrauchern 
einfacher, präsenter und verständli-
cher werden“, fordert BSI-Präsidentin 
Claudia Plattner angesichts der Ergeb-
nisse. Zugleich dürfe die Verantwor-
tung nicht allein bei den Nutzerinnen 
und Nutzern abgeladen werden: „Her-
steller und Anbieter digitaler Geräte 
und Anwendungen müssen sichere 
Produkte und Dienste zum Standard 
machen“, befand sie.

Als Reaktion auf Cyberkriminalität 
kontaktierten die Betroffenen in 35 
Prozent der Fälle den Anbieter. 32 
Prozent erstatteten zudem Anzeige 
bei der Polizei. 28 Prozent gaben an, 
dass sie sich selbst helfen konnten. 

// BSI/Be

Das Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik sowie die 
Polizeiliche Kriminalprävention 
des Bundes und der Länder ha-
ben verschiedene „Checklisten für 
den Ernstfall“ mit konkreten Tipps 
konzipiert, die beschreiben, was 
bei Betroffenheit von Cybercri-
me zu tun ist. Die neuesten Listen 
befassen sich mit „Identitätsdieb-
stahl“ und „Betrug beim Online-
Shopping“. Weitere Themen sind 
beispielsweise „Betrug beim On-
linebanking“, „Phishing“ und „In-
fektion mit Schadprogrammen“.

Die Listen können beim BSI her-
untergeladen werden: www.bsi.
bund.de – Service – Publikationen 
– Checklisten, Flyer und Schritt-
für-Schritt-Anleitungen

i

SAVE THE DATE!
34. SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER 
ZAHNÄRZTETAG AM 17. APRIL 2027
„Die bunte Welt der Zahnmedizin (Teil 1)“ – 
das ist der Titel des 34. Schleswig-Holsteini-
schen Zahnärztetags, der am 17. April 2027 
von 9:00 – 17:00 Uhr in den Holstenhallen 
Neumünster stattfinden wird. Bitte merken 
Sie sich diesen Termin bereits jetzt vor!

Einen ersten Überblick über die Referenten 
und die geplanten Themen gibt ein Flyer, der 
dieser Ausgabe des Zahnärzteblatts beiliegt. 

Anmeldungen sind ab 30. November 2026 
online möglich. Ab diesem Zeitpunkt wird 
auch das vollständige Programm vorliegen.

http://www.bsi.bund.de
http://www.bsi.bund.de
http://www.bsi.bund.de
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Abteilung/Geschäftsbereich Ansprechpartner
Durch-
wahl

Vorsitzender des Vorstandes
1. stellvertretender Vorsitzender 
des Vorstandes
2. stellvertretende Vorsitzende 
des Vorstandes
Sekretariat

Dr. Michael Diercks
Peter Oleownik

Dr. Christiane Hennig

Ewa Knopik 126

Kaufmännischer Leiter Andreas Eggers 122

Leiter des Büros der Selbst- 
verwaltung/Kooperations- 
verträge nach § 119b SGB V
Sekretariat

Dr. Julian Genz

Ewa Knopik

124

126

Rechtsabteilung
Sekretariat | Sachbearbeitung

Ass. jur. Ralf Bohnsack (Leiter)
Ute Jaich
Tanja Semund

172
177
159

Abrechnungsabteilung I Simone Wendler (Leiterin)
Franziska Lenz (stellv. Leiterin)

135
193

KCH-Abrechnung/ 
KBR-Abrechnung

Martina Fehr
Merle Gräning
Birgit Vespermann
Petra Wischmann

144
134
143
137

Zwischenstaatliche Abkommen Ulrike Klindt 
Irina Strauß

190
139

ZE-Abrechnung Tanja Schwertfeger
Anna Eisenblätter
Julia Sophie Simon
Astrid Speer
Kerstin Rüther
Ulrike Peter
Britta Jörs-Lange
Kirsten Böhmer
Gabriela Dinkela

149
146
196
154
136
153
157
140
195

Kostenerstattung/ 
QM-Berichtsbogen

Gabriela Dinkela 195

ZE-/Schienen-/KBR-Regresse Britta Ammen-Schrade 117

KCH-Regresse Ulrike Klindt
Irina Strauß

190
139

Arzneimittelverordnung Kirsten Böhmer
Britta Jörs-Lange
Gabriela Dinkela

140
157
195

Heilmittelverordnung Anna Eisenblätter
Tanja Schwertfeger 
Julia Sophie Simon

146 
149
196

Krankentransport-Richtlinie Kerstin Rüther
Ulrike Peter
Astrid Speer

136
153
154

Abrechnungsabteilung II Chiara Mahler (Leiterin)
Conny Schuster (stellv. Leiterin)

141
133

Abteilung/Geschäftsbereich Ansprechpartner
Durch-
wahl

KFO-Abrechnung/KFO-Regresse Conny Schuster
Petra Brandt

133
138

PAR-Abrechnung Susanne Brombach
Birthe Krahl
Chiara Mahler
Conny Schuster
Petra Brandt
Melanie Boeck

130
199
141
133
138
179

PAR-Regresse Birthe Krahl 199

Fortbildungsnachweis 
nach § 95d SGB V

Melanie Boeck 179

Elektronische Patientenakte Michaela Neitzel 178

PEA/PWA/Gutachterwesen Corinna Bölke
Michaela Neitzel

197
178

Zahnärztetag Jasmin Neumann 128

Fortbildung Michaela Neitzel 178

Rechnungslegungsabteilung/IT Jörn-Henry Meyer (Leiter)
Meik Sendel (stellv. Leiter)

180
182

Hotline Service-Portal/ 
Hotline TI-Team

Sabine Havemeister
Sarah Lemke

181
181

Bundeskassenverzeichnis Michael Baasch 186

HVM/Statistik Silke Kranold
Pia Römschied
Esther Wibrow

188
189
187

AIHV Marleen Staacke 171

Finanzabteilung Tanja Beck (Leiterin)
Andrea Richter (stellv. Leiterin)

160
162

Honorarverkehr/ 
Abschlagszahlung

Andrea Richter 162

Zulassungswesen/ 
Mitgliederverwaltung/ 
Assistenten

Maiken Griesbach
Tanja Glismann
Marleen Staacke

174
175
171

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit Kirsten Behrendt 129

Patientenberatungsstelle Christina Kiencke 0431/38 97 255

Gemeinsame Prüfungsstelle 
für den Bereich Schleswig-
Holstein - Zahnärzte

Heino Bothmann (Leiter)
Birte Joosten
Claudia Kock
Sonja Ungermann
Nicole Witt
Andrea Frandsen
Telefax

0431/38 97 –
337
402
403
404
405
406
400

Änderungen vorbehalten. Stand: August 2026

Kassenzahnärztliche Vereinigung Schleswig-Holstein
Telefon 	0431 3897 – 0  
Telefax 	0431 3897 – 100
Zentrale Ursula Wester/Petra Gössel

TELEFONVERZEICHNIS DER KZV S-H
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